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Zusammenfassung 

Trotz verfassungsrechtlichen Schutzes sehen sich Wissenschaftler*innen und Studierende in 

Deutschland wachsendem Druck zur Selbstzensur ausgesetzt, insbesondere wenn sie sich zum 

gewaltvollen Vorgehen der israelischen gegen die palästinensische Bevölkerung äußern. Wir 

beobachten eine Kluft zwischen den Schutzgarantien des Grundgesetzes und anderer 

Rechtsnormen einerseits und Maßnahmen von Universitäten sowie staatlichen Behörden 

andererseits, die diese Schutzgarantien untergraben – häufig im Namen der 

Antisemitismusbekämpfung. Diese Kluft entsteht oft durch sich verschiebende politische Tabus 

für die es weder eine klare rechtliche Grundlage noch einen gesellschaftlichen Konsens gibt. Die 

Überschreitung dieser „Roten Linien“ hat dennoch weitreichende Folgen für die Betroffenen. Es 

entstehen Grauzonen der Unsicherheit, die genutzt werden, um akademisches Verhalten und 

Meinungsäußerungen zu kontrollieren. 

Migrantische und internationale Wissenschaftler*innen und sind einer noch größeren 

Unsicherheit ausgesetzt. Der Verlust des Arbeitsplatzes oder des Studierendenstatus kann 

insbesondere in Verbindung mit Strafanzeigen unmittelbar Aufenthaltstitel und Wege zur 

Einbürgerung gefährden. Das Migrationsrecht verstärkt somit die persönlichen Kosten der 

Teilnahme an akademischen und politischen Debatten. Dies bedroht nicht nur einzelne 

Personen, sondern auch die Vielfalt von Wissen und Perspektiven, auf die offene Gesellschaften 

angewiesen sind. 

Mit dem Ziel Wissenschaftler*innen zu stärken, untersucht dieser Berichtdie rechtliche 

Dimension des aktuellen Drucks auf die Wissenschaftsfreiheit und welche Instrumente zur 

Verfügung stehen, um sich dagegen zu wehren. Auf Grundlage ethnografischer Interviews und 

rechtlicher Analysen identifiziert der Bericht fünf Problembereiche sowie entsprechende 

Rechtsgebiete, in denen die Auseinandersetzung um Wissenschaftsfreiheit besonders akut ist: 

1. Organisation wissenschaftlicher Veranstaltungen und öffentliche Rede / 

Wissenschaftsfreiheit und Meinungsfreiheit 

2. Studentische Proteste / Versammlungsfreiheit und Strafrecht 

3. Disziplinarmaßnahmen am Arbeitsplatz / Arbeitsrecht 

4. Diffamierung / Medienrecht 
5. Auswirkungen auf den Aufenthaltsstatus und die Staatsangehörigkeit / 

Migrationsrecht 

 

 

Wichtiger Hinweis:  

Die hier bereitgestellten rechtlichen Informationen dienen ausschließlich allgemeinen 

Informationszwecken. Sie sollen eine Orientierung und Hilfestellung bieten, stellen 

jedoch keine Rechtsberatung dar und ersetzen nicht die Beratung durch eine 

qualifizierte Rechtsanwältin oder einen qualifizierten Rechtsanwalt.  

Die Autor*innen dieses Werks bieten keine individuelle Rechtsberatung an.  
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0. Einführung in das Projekt 

Die akademische Freiheit steht unter Druck. Weltweit versuchen autoritäre Kräfte 
Forschung und Lehre zu diskreditieren, zu disziplinieren und zu kontrollieren. In einer 
Zeit, in der transnationale Perspektiven, Wissen und Verbindungen für 
wissenschaftlichen Fortschritt und demokratische Resilienz wichtiger sind denn je, trifft 
dies vor allem migrantische Forschende und Studierende. Trotz des im Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland verankerten Schutzes der Freiheit von Wissenschaft und 
Lehre agieren sie in einer Grauzone, sobald sie sich in der Öffentlichkeit äußern: Immer 
neue oder sich verschiebende Tabuthemen (rote Linien) begrenzen die akademische 
Freiheit, unterminieren das Vertrauen in die Justiz und behindern die 
Internationalisierung der Forschung. Der vorliegende Bericht untersucht die 
Erfahrungen migrantischer Akademiker*innen und Studierender mit diesen neuen 
Grauzonen und stellt juristische Informationen sowie Analysen bereit, um gemeinsam 
Räume für freie Forschung und Lehre zu verteidigen.   

Eine Reaktion auf Überraschung, Verwirrung und Besorgnis  

Dieses Projekt entstand als Reaktion auf Gefühle der Überraschung, Verwirrung, Angst 
und Ohnmacht, die durch staatliche Maßnahmen hervorgerufen wurden, mit denen 
Wissenschaftler*innen in Deutschland kontrolliert, diszipliniert und sanktioniert 
wurden, die die israelische Regierung kritisierten oder ihre Besorgnis über die Notlage 
des palästinensischen Volkes im Gazastreifen und in den besetzten Gebieten zum 
Ausdruck brachten. Die erlebten Maßnahmen umfassten die Absage von Gastvorträgen 
oder Besuchen von internationalen Forschenden und Lehrenden, die Kündigung von 
Arbeitsverträgen, Angriffe in den Medien, Verwarnungen durch Verwaltungen sowie 
Druck innerhalb der Institutionen. Dies war besonders überraschend und beunruhigend 
im Kontext akademischer Einrichtungen, deren Arbeit auf diskursiver Kommunikation, 
Argumentation und vielfältigen Formen der Wissensproduktion und des 
Wissensaustauschs beruht – nicht nur für Forschung und Entscheidungsfindung, 
sondern auch für das tägliche Funktionieren. Sanktionen gingen oft mit einer 
feindseligen und diffamierenden Berichterstattung in den Medien einher (und wurden 
in einigen Fällen sogar dadurch verursacht). Die Sanktionierung Einzelner schafft, selbst 
wenn es nur wenige trifft, ein Klima der Verunsicherung unter Wissenschaftler*innen 
und Studierenden. Sie schürt Misstrauen, fördert Demoralisierung und Demotivierung 
am Arbeitsplatz und provoziert Selbstzensur vor allem bei internationalen und 
befristeten Wissenschaftler*innen in Einstiegspositionen. 

Grauzonen, rote Linien 

Grauzonen entstehen zwangsläufig, da dogmatische Rechtsvorschriften die Realität 
nicht in ihrer ganzen Komplexität widerspiegeln können. Ihnen kann durch eine Klärung 
der Fakten in Einzelfallprüfung begegnet werden. Seit 2023 erleben 
Wissenschaftler*innen in der Bundesrepublik jedoch eine andere Rechtsunsicherheit. 
Diese hat zu einem einschüchternden Klima geführt, welches auf der alltäglichen Ebene 
beeinflusst, wie sich Wissenschaftler*innen fühlen, denken, sprechen und sich selbst, 
ihre Kolleg*innen und die Gesellschaft in Deutschland wahrnehmen. In diesen 
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Grauzonen geht es darum, was gesagt werden darf und was nicht. In Forschung und 
Lehre herrscht zunehmend Sorge, dass offene Worte und das Äußern der eigenen 
Meinung sich am Arbeitsplatz wie in der Öffentlichkeit negativ auswirken können. Viele 
wissen nicht, welche Rechte und Befugnisse sie tatsächlich haben.  

Die Grauzonen, um die es hier geht, sind insofern besonders, als ihre Entstehung zwar 
willkürlich erscheinen mag, es sich aber um politisch bedeutsame rote Linien handelt. 
Diese werden von staatlichen Akteuren und akademischen Einrichtungen durch 
Disziplinar- und Strafmaßnahmen gezogen. Mehrheitlich betreffen sie Formulierungen 
und Ausdrucksformen, darunter Texte, Bilder oder Kleidungsformen, die auf eine 
bestimmte Art interpretiert werden. Sie haben oft keine klare Rechtsgrundlage und 
keine einvernehmliche Definition, geschweige denn eine informierte Zustimmung und 
unterscheiden sich somit qualitativ von rechtlichen "Grundprinzipien" wie der Achtung 
der Menschenwürde und der Ablehnung von Diskriminierung. 

Infolgedessen erlebten migrierte und internationale Wissenschaftler*innen und 
Studierende eine Kluft zwischen dem Versprechen und der Erwartung akademischer und 
politischer Freiheit und der realen Praxis von Sanktionen und Kontrolle. Sie nehmen 
auch eine Spaltung innerhalb der wissenschaftlichen Gemeinschaft wahr, die nicht nur 
zu Selbstzensur geführt hat, sondern auch zu einem Vertrauensverlust und einer 
Entfremdung von Kolleg*innen und dem akademischen Umfeld. 

Diese Spaltung muss ernst genommen werden, da sie 

(1) die gesellschaftlichen Grundlagen der Rechtstaatlichkeit untergräbt;  
(2) sich negativ auf die Arbeitsmoral und das Arbeitsumfeld in den Forschungs- und 

Lehreeinrichtungen auswirkt; und darüber hinaus  
(3) Strategien zur Bereicherung von Forschung und Lehre durch den strategischen 

Ausbau einer internationalen wissenschaftlichen Basis für die Hochschulbildung 
in Deutschland einschränkt. 

Die hier identifizierten Grauzonen wirken sich nicht nur auf die Beziehungen zwischen 
einzelnen Wissenschaftler*innen und staatlichen Stellen aus, sie prägen auch die 
alltäglichen Beziehungen zwischen akademischen Institutionen, Studierenden, 
Kolleg*innen und Freund*innen. Für den internationalen Austausch zwischen 
Hochschulen und Universitäten stellen sie eine besondere Belastung dar. 

Migrantische und internationale Wissenschaftler*innen und Studierende: Im 
Dazwischen  

Die Entwicklungen in jüngerer Zeit hatten massive Konsequenzen für die Welt der 
Wissenschaft insgesamt. Für migrantische und internationale Akademiker*innen stellen 
sie dabei eine besondere Herausforderung dar. Für die Zwecke dieser Studie definieren 
wir „migrantische Akademiker*innen“ als Forschende, Lehrende und Studierende aus 
dem Ausland, die sich im Rahmen akademischer Mobilitätsprogramme oder auf 
Einladung vorübergehend in Deutschland aufhalten. Dazu gehören auch alle 
geflüchteten Akademiker*innen und Studierende, für die spezielle Zulassungs- und 
Förderprogramme entwickelt wurden, sowie nicht-deutsche Staatsangehörige, die in 
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wissenschaftlichen Einrichtungen in der Bundesrepublik Deutschland tätig sind. 
Einbezogen sind weiterhin Forschende, auf die ein „Ausländer-Effekt“ zutrifft, insofern 
ihnen aufgrund ihres Namens, ihres Aussehens, ihrer Kleidung oder ihrer Herkunft 
bestimmte politische Einstellungen zugeschrieben werden. Der im Kontext unserer 
Studie relevante Faktor ist, ob der Aufenthaltstitel einer Person widerrufen werden kann 
oder ihre soziale Stellung bedroht ist, wenn sie als jemand wahrgenommen wird, die 
eine politische Grenze überschreitet. 

Diese prekäre rechtliche und soziale Situation wurde durch die Grenz- und Visumpolitik 
der Trump-Regierung in den Vereinigten Staaten deutlich. Migrantische und 
internationale Wissenschaftler*innen sind den Bundesbürger*innen nicht nur rechtlich 
nicht gleichgestellt, sie sind zum Teil auch in anderer Hinsicht von moralischen 
Anschuldigungen und gesellschaftlicher Ausgrenzung betroffen. Da die roten Linien eng 
mit der Interpretation der nationalen historischen Verantwortung in Deutschland 
verknüpft sind, müssen in Deutschland Forschende, Lehrende und Studierende aus dem 
Ausland damit rechnen, dass ihnen mangelnde historische Sensibilität unterstellt und 
vorgeworfen wird und sie in ihrem beruflichen und sozialen Umfeld isoliert werden. 
Gerade diese Wissenschaftler*innen und Studierende migrieren häufig nach 
Deutschland, weil die Freiheit im Herkunftsland eingeschränkt ist. Als Menschen, die 
selbst Zwang und Restriktionen in ihren Herkunftsländern erfahren haben, ist ihnen die 
Freiheit von Forschung und Lehre ein besonderes Anliegen. 

Die Auswirkungen unserer Untersuchung gehen allerdings über diesen unmittelbaren 
Anlass hinaus. Unsere Studie lenkt die Aufmerksamkeit auf die Tatsache, dass die 
Meinungsfreiheit und die Freiheit von Forschung und Lehre international zunehmend 
beschnitten werden. In diesem Zusammenhang betrachten wir hierfür die besondere 
prekäre Lage migrantischer und internationaler Studierender, Forschender und 
Lehrender. 

Grauzonen zu Räumen des Handelns machen  

Um jedoch das Risiko zu vermeiden, dass die derzeitigen Grauzonen zu festen Regeln 
werden, die auf Kontrolle und Einschüchterung abzielen, ist es ebenso möglich, eine 
Grauzone in einen Handlungsraum zu verwandeln, wenn wir die rechtliche Natur der 
Maßnahmen, die zur Erzeugung des Abschreckungseffekts eingesetzt werden, klären 
und die rechtlichen Grundlagen und Instrumente identifizieren, die zum Schutz der 
akademischen Freiheit im aktuellen Kontext zur Verfügung stehen. Das Recht fungiert 
nicht nur als Instrument der Einschränkung und Disziplinierung, sondern kann auch 
Ressourcen für migrierte Wissenschaftler*innen und ihre Institutionen bereitstellen, auf 
die sie zurückgreifen können, um ihre Freiheit in Forschung, Lehre, öffentlichem 
Engagement, Arbeitsrechten und institutioneller Beteiligung zu verteidigen. In diesem 
Sinne kann das Recht, anstatt als Mittel zur nachträglichen Rationalisierung bestehender 
politischer oder öffentlicher Diskurse zu dienen, ein umkämpftes Feld bieten, auf dem 
die Bedingungen für Wissenschaft und akademische Freiheit ausgehandelt werden. Das 
Gesetz strukturiert die Zugehörigkeit von Menschen zu einer Gemeinschaft, ihre 
Mobilität, ihre institutionelle Einbindung und ihre öffentliche Sichtbarkeit und greift auf 
diese Weise direkt in die Möglichkeiten der freien wissenschaftlichen Praxis ein. 
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Gleichzeitig bietet das Gesetz ein kritisches und strategisches normatives Instrument, 
um Einschränkungen der akademischen Freiheit aufzuzeigen, sie innerhalb eines 
rechtlichen Rahmens zu artikulieren und gleichermaßen Wege zu ihrer Abwehr 
aufzuzeigen. 

Folgenden Fragen widmen wir besondere Aufmerksamkeit: 

Auf welcher gesetzlichen Grundlage basieren die verschiedenen Maßnahmen gegen die 
akademische Freiheit, über die in den von uns geführten Gesprächen berichtet wird? 
Handelt ein*e Vorgesetzte*r rechtlich abgesichert, wenn er*sie eine ihm*ihr 
unterstellte*n Beschäftigte*n auffordert, auf bestimmte als Privatperson in den sozialen 
Medien veröffentlichte politische Äußerungen zu verzichten?    

Welche Faktoren befördern die Unterminierung des ansonsten eindeutigen und starken 
Versprechens auf die Freiheit von Wissenschaft, Forschung und Lehre? Zu ihnen zählt 
gegebenenfalls auch das Fehlen von Mechanismen zur Sicherung der Beschäftigung von 
Nachwuchswissenschaftler*innen, die Konzentration der Verwaltungsmacht, 
übertriebene Sorge um das „Image“ einer Institution oder ein missverstandenes 
Einwanderungs- und Aufenthaltsrecht. Wie sieht der rechtliche Rahmen für die 
Verteidigung der akademischen Freiheit aus und welche Strategien lässt er zu? Inwiefern 
hilft ein Bewusstsein von den Widersprüchen und Inkonsistenzen politischer 
Einmischung dem Widerstand gegen genau diese?  

Welche rechtlichen Argumente kann eine Person geltend machen, um ihr Recht auf freie 
Meinungsäußerung in einem bestimmten akademischen Kontext zu verteidigen? 
Können beispielsweise Ansichten, die von der Geschäftsleitung als „inakzeptabel“ 
angesehen werden, dennoch gesetzlich geschützt sein?  

Was sollen Wissenschaftler*innen und Studierende ohne deutschen Pass beim Schutz 
ihrer Rechte beachten? Gibt es Rechte für deutsche Staatsangehörige, die für Menschen 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit nicht gelten, sei es wegen gesetzlicher 
Differenzierung, aus administrativen Gründen oder wegen spezifischer sozialer 
Beziehungen? Welche zusätzlichen Sanktionen können gegen Migrant*innen 
ausgesprochen werden? 

Der vorliegende Bericht soll unser Verständnis von den Bedingungen schärfen, unter 
denen die akademische Freiheit in Deutschland aktuell eingeschränkt werden kann. Er 
soll weiterhin helfen, juristisch begründete Argumente für den Widerstand gegen 
politische Kontrolle und die Verteidigung der Freiheit von Wissenschaft, Forschung und 
Lehre zu formulieren. 

Methodik: Eine Rechtsanalyse der gelebten Erfahrung  

Initiiert wurde die vorliegende Studie 2024 in Gesprächen zwischen Mitgliedern der 
Abteilung „Anthropologie des wirtschaftlichen Experimentierens“ am Max-Planck-
Institut für ethnologische Forschung, und der Abteilung "Migration in globaler 
Perspektive" am Berliner Institut für Integrations- und Migrationsforschung an der 
Humboldt Universität sowie dem European Center for Constitutional and Human Rights 
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(ECCHR). Im Verlauf mehrerer Online-Meetings und in persönlichen Begegnungen 
verständigten wir uns, ein Papier zur Situation der migrantischen Wissenschaftler*innen 
zu erarbeiten. In diesem Zusammenhang bemühten wir uns sowohl um ein besseres 
Verständnis ihrer subjektiven Erfahrungen als auch um die Identifizierung der 
gesetzlichen Bestimmungen, auf die sie zum Schutz ihrer akademischen Freiheit 
verweisen können. 

Um die Schwierigkeiten der Betroffenen besser zu verstehen, führten wir Interviews mit 
27 an deutschen Hochschulen wirkenden Wissenschaftler*innen, darunter 21 mit nicht-
deutschen Pässen und sechs Bundesbürger*innen. Unsere Gesprächspartner*innen 
fanden wir über bestehende Netzwerke. Einige meldeten sich aus eigenem Interesse 
direkt bei uns. In unserem Sample dominieren Vertreter*innen der Sozial- und 
Geisteswissenschaften. Die Befragten kommen jedoch insgesamt aus vielen 
verschiedenen Ländern und Regionen, unter anderem Süd- und Ostasien, Nord- und 
Südamerika, Westasien, Nordafrika und Europa. Für Diversität stehen sie auch in 
anderer Hinsicht: Religion, universitärer Status, Forschungsschwerpunkte. 

Unsere Interviews dienten der Erkundung von Erfahrungen, Sorgen, Nöten und offenen 
Fragen der migrantischen Wissenschaftler*innen. Die Gespräche dauerten jeweils 
knapp zwei Stunden und wurden halbstrukturiert geführt: Wir folgten einem Leitfaden, 
um zu gewährleisten, dass die wichtigsten Fragen / Themenbereiche angesprochen 
würden, ließen jedoch Raum für den spontanen Austausch. Im Fokus standen reale, 
eigene Erfahrungen, emotionale Reaktionen und die kognitive Auseinandersetzung mit 
dem Thema. Wir besprachen auch Fragen, die sich erst während des Interviews ergaben. 
Die begrenzte Zahl von interviewten Personen in unserem nicht-randomisierten Sample 
ist nicht repräsentativ für migrantische Wissenschaftler*innen in Deutschland. Sie 
illustrieren gleichwohl die mangelnde Orientierung, Entfremdung und Selbstzensur der 
Betroffenen und verweisen auf spezifische, juristisch relevante Situationen, in denen 
diese ihre Erfahrung machten. Die Sorge der Wissenschaftler*innen, mit denen wir 
sprachen, richtete sich, wenn auch in unterschiedlicher Weise, auf die Frage, wie 
akademische Debatte verantwortlich und zugleich frei von jeder Einschüchterung 
geführt werden könne.  

Auf der Grundlage dieser Gespräche stellten die Forschenden des ECCHR Fragen 
zusammen, die einer juristischen Klärung bedürfen und baten Expert*innen für 
Arbeitsrecht, Verfassungsrecht und andere hier relevante Rechtsfelder, die Legalität 
spezifischer Maßnahmen – Druckausübung, Drohungen – zu kommentieren sowie 
Vorschläge für rechtlich begründete Reaktionen und Gegenstrategien zu machen. 
Ergänzend betrieb das ECCHR-Team Sekundärforschung und bat Jurist*innen aus der 
Praxis um die Einordnung ihrer juristischen Bewertung im Kontext der allgemeinen 
rechtlichen und politischen Entwicklung. 
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1. Akademische Einrichtungen als Orte 
wissenschaftlicher Debatte 

Wissenschaftliche Freiheit und Meinungsfreiheit unter Druck 

 

In den vergangenen zwei Jahren gab es mehrfach Versuche von Politiker*innen und 
Universitätsleitungen, akademische Veranstaltungen zum Konflikt zwischen Palästina 
und Israel zu beeinflussen oder zu beschränken. Wissenschaftler*innen berichten, dass 
sie Angst haben, öffentlich über ihre Forschungstätigkeit zu sprechen, oder dass sie ihre 
Lehre anpassen, um Diffamierung oder Disziplinarmaßnahmen zu vermeiden. Wir haben 
zudem einen zunehmenden Druck auf diejenigen beobachtet, die sich in Forschung und 
Lehre mit Themen der sozialen Gerechtigkeit wie Kolonialismus und Gender Studies 
befassen. Die Folge ist zunehmende Unsicherheit bei Forschenden, Lehrenden und 
Studierenden hinsichtlich des Beitrags zum akademischen und öffentlichen Diskurs, den 
sie als wissenschaftliche Expert*innen in Lehre und Wissenschaft leisten können.  

Vor diesem Hintergrund erörtern wir im vorliegenden Artikel Fragen von 
Universitätsangehörigen – von Lehrenden, Forschenden und Lernenden – zur Ausübung 
der akademischen Freiheit und der Meinungsfreiheit im Kontext der Hochschulen und 
bei der Durchführung akademischer Veranstaltungen. 
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Einleitung: Wissenschaftsfreiheit unter Druck 

Viele der von uns interviewten Personen haben geäußert, dass sie angesichts der 
zugespitzten Debatte und möglicher Konsequenzen nicht an der öffentlichen Debatte 
beteiligen. Erste Studien zeichnen ein Bild der Selbstzensur bei den 
Wissenschaftler*innen, die zum Israel-Palästina-Konflikt forschen. Insgesamt sind 
persönliche Drohungen gegen Wissenschaftler*innen, die sich in die Debatte 
einbringen, inzwischen Alltag. Wichtige Expertise zum Nahostkonflikt, die die Vielfalt 
wissenschaftlich fundierter Positionen widerspiegelt und damit auch zu einer 
Differenzierung innerhalb der gesamtgesellschaftlichen Debatte beitragen könnte, geht 
damit verloren. 

Neben Drohungen gegen Wissenschaftler*innen und der Selbstzensur lassen sich 
weitere Entwicklungen an deutschen Hochschulen beobachten, die die 
Wissenschaftsfreiheit gefährden. Politische Entscheidungsträger*innen missachten die 
im Grundgesetz verankerte Hochschulautonomie, wenn sie von Universitätsleitungen 
oder Organisator*innen verlangen, wissenschaftliche Veranstaltungen abzusagen oder 
Einfluss auf Panelzusammensetzungen zu nehmen. In mehreren Fällen haben 
Universitäten dem Druck nachgegeben. Dabei sind Kontroversen um eingeladene 
Redner*innen in der Hochschullandschaft nichts Neues – sie sind Teil der 
gesellschaftlichen Auseinandersetzungen über geteilte Grundwerte und die Grenzen 
des Sagbaren. Ein qualitativer Unterschied zeigt sich dort, wo die Exekutive versucht den 
Diskursraum einzuschränken. In den vergangenen zwei Jahren ist dies insbesondere in 
Bezug auf die Frage geschehen, welche Kritik an dem Vorgehen des israelischen Staats 
im Gaza Konflikt und der Westbank zulässig und welche als antisemitisch einzustufen ist. 
Hier läuft die von der deutschen Bundesregierung proklamierte „Staatsräson“ Gefahr, 
die Forschung und die akademische Diskussion über die Definition von Antisemitismus 
sowie die Erforschung staatlicher Gewalt und deren rechtliche Bewertung 
einzuschränken. Dies geschieht nicht allein durch Forderungen, bestimmte 
Sprecher*innen und/oder ihre Positionen von der Debatte auszuschließen. Teilweise 
werden Veranstaltungen abgesagt mit dem Verweis, aufgrund von Gegenmobilisierung 
könne man nicht für die Sicherheit aller Beteiligten garantieren. Die Auseinandersetzung 
um wissenschaftlich begründbare Positionen zum Nahostkonflikt wird so verschoben 
hin zu einer Diskussion über Sicherheit an Universitäten. 

All diese Entwicklungen führen zu einem universitären Klima der Verunsicherung und 
gefährden die Universität als Raum der Wissensproduktion. Die Entscheidung, dennoch 
mit Verweis auf die Wissenschaftsfreiheit Positionen zu beziehen, geht bei 
unterschiedlichen Personen mit zusätzlichen Risiken einher: Staatsbürgerschaft, 
Arbeitsverhältnis und Positionalität entscheiden darüber, welche Konsequenzen sie zu 
befürchten haben. Für internationale und migrantisierte Wissenschaftler*innen und 
Studierende wird dabei die Ausübung der Wissenschaftsfreiheit mehrfach erschwert: 
Zunächst kann drohende Sanktionierung Konsequenzen für 
Aufenthaltsstatus/Staatsbürgerschaft haben. Palästinensischen und jüdischen 
Wissenschaftler*innen wird teilweise aufgrund ihrer biografischen Bezüge zum Konflikt 
ihre Wissenschaftlichkeit abgesprochen oder sie werden auf ihre Rolle als Betroffene 
reduziert. Deutsche Wissenschaftler*innen, die in der Diskussion darüber, was Sagbar 

https://www.fu-berlin.de/en/presse/informationen/fup/2025/fup_25_147-interact-studie-wissenschaftsfreiheit-nahostkonflikt/index.html
https://www.fu-berlin.de/en/presse/informationen/fup/2025/fup_25_147-interact-studie-wissenschaftsfreiheit-nahostkonflikt/index.html
https://www.fu-berlin.de/campusleben/forschen/2025/wissenschaftsfreiheit/moellers/index.html
https://archiveofsilence.org/
https://debatte.krisol-wissenschaft.org/was-universitaeten-und-wissenschaftlerinnen-tun-koennen-acht-massnahmen/
https://www.ecchr.eu/grey-zones/moegliche-folgen-fuer-aufenthaltsstatus-und-staatsbuergerschaft/
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ist zum Israel-Palästina-Konflikt ebenfalls Konfliktpartei sind, wird dies nicht unterstellt. 
Dies führt zu einer ungleichen Beteiligungsmöglichkeit am Diskurs unter Ausschluss 
bestimmter als besonders kontrovers wahrgenommener Positionen. 
Wissensproduktion findet so unter Ausschluss für ein Konfliktverständnis und für die 
Konfliktbearbeitung zentraler Perspektiven statt. Dies gilt verstärkt für 
Doktorand*innen und Postdocs, die aufgrund befristeter Verträge in höherem Maße 
von der Förderung durch Vorgesetzte angewiesen sind.  

Innerhalb einer Gesellschaft spielen Wissenschaftler*innen eine wichtige Rolle dabei, 
gesellschaftliche Probleme zu erkennen und die Sprache und Konzepte bereitzustellen, 
die zum Verständnis und zur Bewältigung politischer Konflikte erforderlich sind. Daher 
brauchen wir Wissenschaftler*innen, die ihr Recht auf akademische Freiheit und 
Meinungsfreiheit selbstbewusst ausüben und verteidigen können. Damit dies für alle 
gleichermaßen möglich ist, reicht es nicht sich individuell auf die Wissenschaftsfreiheit 
zu berufen. Vielmehr gilt es, unter den aktuellen Umständen, sich zu organisieren, 
gegenseitig zu unterstützen und für eine Universität stark zu machen, die materielle und 
strukturelle Voraussetzungen für eine Wissensproduktion bietet, in der möglichst viele 
unterschiedliche Perspektiven und Zugänge Gehör finden.  

Vor allem aber ist es die Pflicht der Universitätsleitungen, sich für eine solche 
Wissenschaftsfreiheit einzusetzen. Dies verlangt – nach innen – an einer Hochschule zu 
arbeiten, die unter Anhörung von Betroffenen an der Abschaffung struktureller 
Diskriminierung und Abhängigkeitsverhältnissen arbeitet. Hochschulleitungen müssen 
sich bei Druck aus der Öffentlichkeit oder Politik, auf die rechtlich verankerte 
Hochschulautonomie – ein zentraler Bestandteil der Wissenschaftsfreiheit – berufen. 
Dies bedeutet unter anderem, bei der Durchführung wissenschaftlicher 
Veranstaltungen auf die wissenschaftliche Kompetenz durchführender Professor*innen 
und wissenschaftlicher Mitarbeiter*innen zu verweisen. Denn Einschränkungen von 
Grundrechten durch die Exekutive, die derzeit gesellschaftlich eingeübt werden, sind in 
Zukunft leichter in anderen Bereichen zu wiederholen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://mediarep.org/server/api/core/bitstreams/f29c8fb2-cd66-40d5-8301-efa6d8336fa5/content
https://mediarep.org/server/api/core/bitstreams/f29c8fb2-cd66-40d5-8301-efa6d8336fa5/content
https://www.fu-berlin.de/campusleben/forschen/2025/wissenschaftsfreiheit/moellers/index.html
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Q1: Unter welchen Umständen dürfen Universitäten oder 

finanzierende Stellen Vorgaben zur Forschungsarbeit machen? 

„Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei.“ Artikel 5(3) 
Satz 1 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland wahrt die 

individuelle und die institutionelle Freiheit der Wissenschaft. Die Verfassung schützt 
insbesondere die freie Wahl von Forschungsthemen und -methoden sowie die 
Umsetzung und Nutzung von wissenschaftlichen Erkenntnissen. Weiterhin garantiert 
das Grundgesetz Gleichbehandlung sowie die Achtung des Grundsatzes, dass niemand 
wegen seiner*ihrer politischen Meinung benachteiligt werden darf. Eine politische 
Auswahl (Selektion) bei der Vergabe öffentlicher Gelder ist ein Verstoß gegen das im 
Grundgesetz verankerte Diskriminierungsverbot und die Freiheit von Forschung und 
Lehre. 

Als unabhängige Institutionen und im Einklang mit den Grundrechten, können 
Hochschulen organisatorische oder administrative Anforderungen frei festlegen 
(beispielsweise bei der Gewährleistung der „guten wissenschaftlichen Praxis“ oder bei 
der Einhaltung ethischer Standards und von Vergaberichtlinien). Die Einflussnahme auf 
den Inhalt eines Forschungsprojekts stellt jedoch einen Verstoß gegen die vom 
Grundgesetz garantierte Freiheit von Forschung und Lehre dar. Sie steht im Widerspruch 
zur vom Grundgesetz geschützten Freiheit von Forschung und Lehre und darf nicht ohne 
spezifische Begründung erfolgen.  

Private oder öffentliche Stellen für die Vergabe von Drittmitteln dürfen objektive und 
transparente Förderkriterien, darunter thematische Prioritäten oder 
Kooperationsanforderungen, festlegen. Solange die Forschenden nicht zur Teilnahme an 
derartigen Programmen gezwungen sind, stellt diese Bedingung keinen unzulässigen 
Eingriff in die Freiheit von Forschung und Lehre dar. Es wäre allerdings unzulässig, würde 
die Finanzierung in Abhängigkeit von den politischen Ansichten der Antragstellenden 
und nicht auf der Grundlage objektiv zu rechtfertigender Kriterien erfolgen. Eine solche 
Differenzierung verstößt gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung und das Verbot 
jeder politischen Diskriminierung und stellt einen unzulässigen Eingriff in die Freiheit der 
Wissenschaft dar. 

Das Bundesministerium für Forschung kann also durch die Bereitstellung von 
Forschungsgeldern ein Programm zur Bekämpfung von Antisemitismus fördern, in 
dessen Rahmen unter Einbeziehung des Diskurses zum Israel-Palästina-Konflikt 
Vorschläge für Projekte zum Antisemitismusdiskurs in Deutschland oder Europa 
erarbeitet werden. Ein solches Programm ist zulässig, da die Projektintention – 
Antisemitismusprävention – klar definiert ist, und die Wissenschaftler*innen frei 
entscheiden können, ob sie sich um eine Finanzierung aus diesem Programm bewerben 
wollen. Die Evaluierung berücksichtigt nicht die politische Meinung der 
Antragstellenden, sondern ob sie die erforderliche akademische Qualität vorweisen 
können und zum Empfang von Fördermitteln berechtigt sind. Ein solches Programm 
konstituiert keine Behinderung der Freiheit der Wissenschaft, da keine Inhalte 
ausgeschlossen werden, die objektiv den thematischen Rahmen des Projekts erfüllen.  

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://opinioiuris.de/entscheidung/3910
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html
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Es wäre dagegen unzulässig, würde eine für die Vergabe öffentlicher Gelder zuständige 
Stelle einen Antrag für ein Projekt zur israelischen Besatzungspolitik auf der Westbank 
ablehnen, obwohl es formal den Ausschreibungskriterien entspricht, weil sich die 
antragstellende Person in der Vergangenheit israelkritisch äußerte. Eine derartige 
Ablehnung stellt eine Diskriminierung auf der Grundlage der politischen Meinung dar. 
Die Entscheidung gegen eine Projektfinanzierung ist in einer solchen Situation nicht 
objektiv zu rechtfertigen, da sie sich nicht auf den Projektinhalt bezieht oder anderweitig 
akademisch begründbar ist, sondern in Abhängigkeit von der politischen Meinung der 
antragstellenden Person fällt. Überdies unterdrückt eine derartige Ausgrenzung eine 
bestimmte Perspektive in der Betrachtung des Israel-Palästina-Konflikts und konstituiert 
damit einen Verstoß gegen die Freiheit von Forschung und Lehre. 

Wird ein Förderantrag offiziell mit sachlichen Gründen abgelehnt (etwa wegen 
angeblich fehlender akademischer Qualifikation, mangelnder gesellschaftlicher 
Relevanz oder einer behaupteten Unvereinbarkeit mit den Förderrichtlinien), obwohl 
tatsächlich die politische Haltung der antragstellenden Person den Ausschlag für die 
Vergabeentscheidung gegeben hat, ist dies ein rechtlich relevanter Verstoß gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz und das Willkürverbot aus Art. 3 Abs. 1 GG. Ein solcher 
Rechtsverstoß ist besonders problematisch, weil er nicht offen ausgesprochen wird, 
sondern hinter formalen Begründungen verborgen bleibt. In der Praxis ist er daher 
schwer unmittelbar zu beweisen. Nach den allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungs- 
und Verfassungsrechts können Gerichte jedoch auch auf Indizien zurückgreifen, etwa 
auf auffällige Abweichungen von bisherigen Förderentscheidungen oder 
widersprüchliche Begründungen. Solche Indizien können ausreichen, um sachfremde 
Erwägungen anzunehmen und die Entscheidung als rechtswidrig einzuordnen.  

  

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
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Q2: Unter welchen Umständen kann die Hochschule Restriktionen 

für den Inhalt von Vorlesungen und Seminaren auferlegen? Kann 

man sich durch Äußerungen im Kursraum strafbar machen? 

Grundsätzlich kann die Universität Lehrinhalte weder vorgeben noch 
beliebig sanktionieren, was in Lehrveranstaltungen gesagt wird, denn der Schutzbereich 
der Wissenschaftsfreiheit ist weit gefasst. Wissenschaftler*innen sind in diesem Sinne 
frei sowohl in der Wahl der Themen als auch in der inhaltlichen Gestaltung der Lehre. 
Zulässige Vorgaben ergeben sich nur aus strukturellen Rahmenbedingungen wie 
Prüfungsordnungen, Akkreditierungsanforderungen oder allgemeinen Studienzielen. 
Diese dürfen jedoch die wissenschaftliche Freiheit nicht „aushöhlen“, denn damit würde 
die Eigenrationalität der Wissenschaft missachtet.  

Die akademische Freiheit wird dann „ausgehöhlt“, wenn organisatorische 
Anforderungen in ihrer Wirkung der Kontrolle von Inhalten gleichkommen. Das ist 
beispielsweise der Fall, wenn die Universität bestimmte wissenschaftliche Perspektiven 
oder Standpunkte vorschreibt oder verbietet, kritische oder politisch sensible Inhalte 
ausschließt, wenn sie fordert, dass Lehrmaterial vorab zur Prüfung vorgelegt wird, 
Lernziele so eng formuliert, dass alternative Ansätze unmöglich werden oder Lehrkräfte 
für wissenschaftlich fundierte Äußerungen während des Unterrichts bestraft. Derartige 
Maßnahmen gehen über die legitimen organisatorischen Zwecke der Hochschule hinaus 
und sind nicht mehr mit der Wissenschaftsfreiheit vereinbar.  

Die im jeweiligen Bundesland geltenden spezifischen Regelungen müssen den 
vorstehend genannten Grundsätzen des Grundgesetzes entsprechen. Das Berliner 
Hochschulgesetz regelt die Freiheit der Wissenschaft und Kunst in § 5 BerlHG. Er stellt 
klar, dass die Freiheit der Lehre im Rahmen der zu erfüllenden Lehraufgaben 
insbesondere die Abhaltung von Lehrveranstaltungen und deren inhaltliche und 
methodische Gestaltung sowie das Recht auf Äußerung von wissenschaftlichen und 
künstlerischen Lehrmeinungen umfasst. Entscheidungen der zuständigen 
Hochschulorgane in Fragen der Lehre sind insoweit zulässig, als sie sich auf die 
Organisation des Lehrbetriebes oder auf die Aufstellung und Einhaltung von Studien- 
und Prüfungsordnungen beziehen; sie dürfen die Freiheit der Lehre nicht 
beeinträchtigen.  

Auch kontroverse Positionen, wie die aktuell zum israelisch-palästinensischen Konflikt 
geäußerten, genießen diesen Schutz, wenn sie argumentativ eingebettet und 
wissenschaftlich fundiert sind. Nennt ein*e Lehrbeauftragte*r zum Beispiel Israels 
Angriff auf Gaza „Völkermord“ und diskutiert das unter Rückgriff auf völkerrechtliche 
Literatur, agiert die Person im geschützten Bereich. Eingriffe seitens der Universität sind 
dann nicht zulässig. Bezeichnet ein*e Dozent*in jedoch Israelis (allgemein) als Mörder 
und verwendet antisemitische Klischees ohne fachlichen Kontext, fehlt ein 
wissenschaftlicher Bezug. Eine Intervention seitens der Hochschule ist dann erlaubt. 

Ob eine Aussage in einer Lehrveranstaltung sanktioniert werden kann, hängt davon ab, 
ob sie gegen geltendes Recht oder universitäre Normen verstößt. Mögliche rechtliche 
Grenzen sind:  

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2016/02/ls20160217_1bvl000810.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-HSchulGBE2011V27P5
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• Verleumdung und üble Nachrede: Wenn eine Äußerung in einer 
Lehrveranstaltung die Persönlichkeitsrechte Dritter verletzt, etwa durch falsche 
Tatsachenbehauptungen, die den Ruf einer Person schädigen, kann dies zu 
rechtlichen Konsequenzen führen. 

• Volksverhetzung: Mit einer Äußerung in einer Lehrveranstaltung, die die 
öffentliche Ordnung stört oder einen Aufruf zum Hass gegen bestimmte Gruppen 
darstellt, kann sich ein*e Lehrbeauftragte*r strafbar machen. Das gilt 
insbesondere, wenn die Äußerung als Anstiftung zu Gewalt oder Diskriminierung 
zu verstehen ist. Nach deutschem Strafrecht liegt eine Störung der öffentlichen 
Ordnung vor, wenn eine Äußerung objektiv das friedliche Miteinander in der 
Gesellschaft beeinträchtigt, indem sie Feindseligkeit schürt, Diskriminierung 
oder Gewalt rechtfertigt oder eine geschützte Gruppe erniedrigt und dadurch 
ein Klima der Angst schafft und Aggression provoziert. 

• Beleidigung: Mit beleidigenden Äußerungen, die einen Angriff auf die Ehre 
anderer Menschen darstellen, können sich Lehrbeauftragte strafbar machen. 

• Diskriminierende Äußerungen: Diskriminierende Äußerungen (beispielsweise 
rassistischer Art) können einen Verstoß gegen Antidiskriminierungsgesetze 
darstellen und zu Sanktionen führen. 

• Verstöße gegen die universitären Leitlinien: Universitäten haben interne 
Regelungen und Verhaltenskodizes, die in Lehrveranstaltungen einzuhalten sind. 
Dozent*innen, die dagegen verstoßen, müssen gegebenenfalls mit 
dienstrechtlichen Konsequenzen rechnen. 
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Q3: Worauf müssen Wissenschaftler*innen bei Äußerungen in 

öffentlichen Veranstaltungen oder in sozialen Medien achten? 

Wissenschaftler*innen unterliegen bei öffentlichen Äußerungen, etwa 
bei Veranstaltungen, in Medien oder in sozialen Netzwerken, dem 

Schutz sowohl der Meinungsfreiheit als unter bestimmten Voraussetzungen auch der 
Wissenschaftsfreiheit. Damit Äußerungen von der Wissenschaftsfreiheit geschützt sind, 
müssen sie sich auf nachweislich wissenschaftlich gewonnene Erkenntnisse beziehen. 

Der Schutz der Meinungsäußerung ist weitergehend. Das Grundrecht auf 
Meinungsfreiheit schützt das Recht jedes Menschen, die eigene Meinung in Wort, 
Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten. Dabei handelt es sich um subjektive 
Werturteile, die nicht notwendigerweise auf wissenschaftlicher Erkenntnis oder 
Methodik beruhen müssen. Äußerungen können sich auf politische, gesellschaftliche 
oder ethische Fragen beziehen. Art. 5 Abs. 2 GG regelt die Grenzen der 
Meinungsfreiheit. Sie unterliegt insbesondere den allgemeinen Gesetzen (z. B. 
Strafrecht, Beamtenrecht) sowie dem Schutz der persönlichen Ehre. 

Der Schutzbereich der Wissenschaftsfreiheit ist enger gefasst. Dieses Freiheitsrecht 
steht jeder Person zu, die wissenschaftlich tätig ist oder werden will. Es schützt die 
Forschungstätigkeit, das heißt die Erzielung methodisch geordneter, überprüfbarer und 
nachvollziehbarer Erkenntnisse, sowie ihre Publikation und Präsentation im Rahmen des 
wissenschaftlichen Diskurses und die Verbreitung der Ergebnisse. Damit sind auch 
Äußerungen in Talkshows, Zeitungsinterviews oder auf Social Media von der 
Wissenschaftsfreiheit geschützt, wenn sie auf einer erkennbar wissenschaftlichen 
Auseinandersetzung beruhen und sich auf entsprechende Forschungsergebnisse 
beziehen. „Wissenschaft“ umfasst dabei als Oberbegriff „Forschung“ und „Lehre“ und 
verweist auf den engen Bezug der beiden Teilkomponenten. Forschung und Lehre sind 
keineswegs nur Aufgaben der Universitäten und Forschungseinrichtungen, sondern 
auch der Kern individueller wissenschaftlicher Tätigkeit.  

Eine Abgrenzung von Wissenschaftsfreiheit und Meinungsfreiheit ist nicht immer 
einfach. Entscheidend ist nach ständiger Rechtsprechung, ob sich die Äußerung auf eine 
methodisch überprüfbare Erkenntnisgewinnung stützt und dem wissenschaftlichen 
Diskurs zugeordnet werden kann. Dabei werden von der Norm nicht nur herrschende 
wissenschaftliche Auffassungen oder Wissenschaftstheorien geschützt. Sie umfasst 
nach Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auch Minderheitsmeinungen, 
Forschungsansätze und -ergebnisse, die sich ex post als irrig oder fehlgeleitet erweisen, 
sowie „unorthodoxe oder intuitive Methoden“.  

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2010/07/rs20100720_1bvr074806.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2010/07/rs20100720_1bvr074806.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/1994/01/rs19940111_1bvr043487.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/1994/01/rs19940111_1bvr043487.html
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Q4: Unter welchen Umständen kann die Universität Vorgaben zu 

Format, Inhalt oder eingeladenen Redner*innen einer von 

Wissenschaftler*innen organisierten wissenschaftlichen 

Veranstaltung machen? Gibt es unterschiedliche Regelungen für 

öffentliche und universitäre Veranstaltungen? 

Universitäten dürfen grundsätzlich keine Vorgaben zur inhaltlichen Ausrichtung von 
Forschung oder Lehre machen. Inhaltliche Einschränkungen sind nur unter bestimmten 
Umständen möglich, zum Beispiel wenn sie sich aus dem Ausbildungszweck der 
Universität oder den Rechten Dritter ergeben. Eine Hochschule kann beispielsweise 
einer*einem Lehrende*n untersagen, identifizierbare Bilder verletzter Zivilist*innen aus 
Gaza oder Israel zu zeigen, ohne dass der*die betroffene Dozent*in dem zustimmen 
muss, da die Präsentation der Bilder gegen die Rechte und Würde der gezeigten 
Personen verstößt. Der Eingriff erfolgt also nicht wegen des politischen Inhalts, sondern 
dient dem Schutz der Rechte Dritter. Die akademische Debatte über den Konflikt an sich 
ist nicht tangiert. Universitäten können jedoch den organisatorischen Rahmen setzen, 
wie zum Beispiel über die Vergabe von Lehraufträgen oder die Ressourcenverteilung 
entscheiden.  

Bei der Ausrichtung einer wissenschaftlichen Veranstaltung durch Forschende oder 
Lehrende, dürfen weder politische Entscheidungsträger noch die Universitätsleitung 
inhaltlich Einfluss nehmen. Sie dürfen weder die Themensetzung noch die Auswahl der 
Gäste vorgeben. Die Wissenschaftsfreiheit hat insoweit Vorrang. Jegliche Kontrolle von 
Inhalten wäre ein Verstoß gegen den Vorrang der wissenschaftlichen Freiheit. 

Maßnahmen aufgrund des Hausrechts, wie zum Beispiel die Einforderung von 
Sicherheitskonzepten oder die Absage eine Veranstaltung, müssen unmittelbar der 
Sicherung der akademischen Aufgaben der Hochschule dienen. Sie bedingen entweder 
eine reale Störung, zu der es gekommen sein muss, oder eine „ausreichend spezifische 
und unmittelbare Bedrohungslage“. Aus dem präventiven Charakter des Hausrechts 
ergibt sich, dass zur Aufrechterhaltung des Hausfriedens nur dann eingeschritten 
werden darf, wenn eine konkrete Gefährdung zu erwarten ist. Abstrakte Besorgnis, 
politische Sensibilitäten oder spekulative Angst liegen unterhalb dieser Schwelle und 
können solche Maßnahmen nicht rechtfertigen.  

Was eine konkrete Gefahr für den Hochschulfrieden darstellt, ist gesetzlich nicht 
geregelt. Die ständige Rechtsprechung sieht den Hochschulfrieden dann gefährdet, 
wenn das geordnete und störungsfreie Zusammenleben und Zusammenwirken der 
Mitglieder einer Hochschule – insbesondere im Bereich von Forschung, Lehre und 
Studium – durch bestimmte Handlungen oder Zustände konkret beeinträchtigt oder 
bedroht ist. Das ist dann der Fall, wenn Gewalt oder Zwang ausgeübt wird (z. B. Blockade 
von Veranstaltungen), wenn Veranstaltungen oder Forschung durch andauernde 
Störungen faktisch unmöglich gemacht werden oder ein bestimmtes Verhalten geeignet 
ist, „die Hochschule in ihrer Funktionsfähigkeit erheblich zu beeinträchtigen“. 
Demgegenüber reicht es nicht aus, wenn bloße Unmutsbekundungen, 
Meinungsverschiedenheiten oder Proteste ohne Störcharakter stattfinden.  

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2010/07/rs20100720_1bvr074806.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2010/07/rs20100720_1bvr074806.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://openjur.de/u/2481730.html
https://openjur.de/u/2481730.html
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Im Hochschulrecht wird zwischen dem Hausfrieden und dem sogenannten 
Hochschulfrieden unterschieden. Der Hausfrieden bezieht sich auf den Schutz der von 
der Hochschule verwalteten Gebäude und Anlagen und dient der Sicherung ihrer 
Integrität und Sicherheit auf Grundlage des Hausrechts. Der Hochschulfrieden hingegen 
betrifft nicht die äußere Ordnung des Campus, sondern die Funktionsfähigkeit der 
zentralen akademischen Aufgaben von Forschung, Lehre und Selbstverwaltung. Er ist 
erst dann beeinträchtigt, wenn diese Kernfunktionen konkret gestört oder gefährdet 
werden.  

Besondere Aufmerksamkeit hat in den letzten Jahren der Umgang mit 
Veranstaltungsteilnehmenden geweckt, die offen die BDS-Bewegung (BDS steht für 
Boycott, Divest, Sanction) gegen Israel unterstützen. So kommt es nicht nur im 
universitären Rahmen, sondern auch im Kulturbetrieb seit der Verabschiedung der BDS-
Resolution im Deutschen Bundestag 2019 immer wieder zu Ausladungen von BDS-
Befürwortenden, die mit dem Parlamentsbeschluss begründet werden. 2024 
bekräftigten die Abgeordneten mit einer aktuelleren Vorlage ihre Entscheidung von 
2019 und forderten staatliche Institutionen auf, Organisationen und Projekten die 
finanzielle Förderung zu versagen oder zu entziehen, die BDS aktiv unterstützen. 
Ungeachtet einer Bewertung der BDS-Bewegung an sich muss zunächst festgehalten 
werden, dass Resolutionen des Deutschen Bundestages als reine Parlamentsbeschlüsse 
nicht rechtlich bindend sind. Das stellte auch der Wissenschaftliche Dienst (WD) des 
Deutschen Bundestages fest. In der entsprechenden Ausarbeitung des WD heißt es:  

„Durch den Beschluss werden daher Kommunen nicht verpflichtet, Einzelpersonen oder 
Organisationen, die der BDS-Bewegung nahestehen und diese unterstützen, die Nutzung 
öffentlicher Räume zu untersagen. Der Beschluss des Deutschen Bundestages stellt keine 
Rechtsgrundlage für Entscheidungen dar, durch die Auftritte von Einzelpersonen in 
öffentlichen Räumen oder mit öffentlichen Mitteln geförderte Veranstaltungen 
untersagt werden können. Solche Entscheidungen bedürfen stets einer Rechtsgrundlage 
im Einzelfall.“  

Eine „Rechtsgrundlage im Einzelfall“ setzt bereits bestehende Rechtsvorschriften, 
einschließlich Polizeigesetze oder Sicherheitsbestimmungen voraus. Gesetzlich zulässig 
sind demnach Beschränkungen nur im konkreten Gefahrenfall oder wenn eine sachlich 
neutrale, objektive Rechtfertigung gegeben ist. Eine zu erwartende politisch nicht 
erwünschte Rede ist kein ausreichender Grund. Ein Ausschluss von BDS-nahen Personen 
oder Gruppen von der Nutzung eines öffentlichen Raums allein wegen zu erwartender 
unerwünschter Meinungsäußerungen ist daher mit dem Grundgesetz unvereinbar. Da 
das Recht auf Meinungsfreiheit größtmöglichen Schutz für die politische 
Meinungsfreiheit bietet, wäre eine solche Beschränkung verfassungswidrig, es sei denn, 
sie wäre wie vorstehend ausgeführt durch eine konkrete, rechtlich anerkannte Gefahr 
gerechtfertigt. Die zu erwartende Äußerung einer politisch kritischen Meinung allein 
genügt nicht.  

 

https://www.bundestag.de/resource/blob/814894/cf6a69d010a1cc9b4a18e5f859a9bd42/WD-3-288-20-pdf-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/814894/cf6a69d010a1cc9b4a18e5f859a9bd42/WD-3-288-20-pdf-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/136/2013627.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/814894/cf6a69d010a1cc9b4a18e5f859a9bd42/WD-3-288-20-pdf-data.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html
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Q5: Was sind Tendenzbetriebe und wie wirkt sich dieser Status auf 

die Rechte der Beschäftigten aus? 

Tendenzbetriebe dienen „politischen, koalitionspolitischen, religiösen, 
karitativen, erzieherischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen 

Zwecken“. Gemeint sind Einrichtungen, deren prägende Aufgabe nicht wirtschaftlicher 
Natur ist, sondern in der Verfolgung bestimmter weltanschaulicher, politischer, sozialer 
oder kultureller Ziele liegt. Dabei handelt es sich unter anderem um religiöse 
Gemeinschaften, parteinahe Stiftungen, private Institute der höheren Bildung mit 
konfessioneller Bindung sowie Forschungseinrichtungen wie die Max-Planck-
Gesellschaft. Diese ist als privater Verein organisiert, erfüllt jedoch als nicht-staatliches 
Forschungszentrum öffentlich-rechtliche Aufgaben. Gemäß Artikel 2 bis 4 ihrer Satzung 
wird sie vom Staat finanziell gefördert und betreibt in seinem Auftrag 
Grundlagenforschung zum Wohl der Allgemeinheit. Aufgrund dieser spezifischen 
Strukturen lässt sich argumentieren, dass die Max-Planck-Gesellschaft aufgrund der 
Drittwirkung der Grundrechte auf ihre Achtung verpflichtet ist. Damit gelten 
akademische Freiheit und Meinungsfreiheit innerhalb der Organisation. Sie können 
jedoch insoweit beschränkt werden, als die Gesellschaft rechtmäßig ihren eigenen 
Forschungsauftrag regelt und eigene wissenschaftliche Standards für ihre Arbeit 
verabschiedet, vorausgesetzt, dass derartige Beschränkungen objektiv, verhältnismäßig 
und auf dem in den Statuten verankerten Zweck gründen. 

In seiner Rechtsprechung behandelt das Bundesverfassungsgericht die institutionelle 
akademische Freiheit und die individuelle akademische Freiheit als verfassungsrechtlich 
gleichwertig; etwaige Konflikte müssen daher durch „praktische Konkordanz“ gelöst 
werden. Das bedeutet in der Praxis, dass die Beschränkung der akademischen Freiheit 
der Forschenden in der Gesellschaft nicht per se rechtswidrig sind. Jedoch müssen sie 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen, also geeignet, notwendig und 
angemessen sein, um einerseits die legitimen institutionellen Interessen der 
Organisation zu wahren und damit die wissenschaftliche Qualität zu gewährleisten und 
andererseits ein kohärentes Forschungsprogramm aufrechtzuerhalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__118.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__118.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__118.html
https://www.mpg.de/199506/satzung-der-max-planck-gesellschaft.pdf


GREY ZONES, RED LINES 
 

23 
 

Q6: Kann man gerichtlich gegen Hochschulen vorgehen, die 

versuchen, politische Äußerungen zu kontrollieren, und falls ja, wie? 

Die Universität nimmt als öffentliche Einrichtung hoheitliche Aufgaben 
wahr. Sofern eine Entscheidung oder Maßnahme der Universität 

Grundrechte verletzt (siehe vorstehende Fragen), kann eine verwaltungsrechtliche 
Klage vor dem Verwaltungsgericht in Betracht gezogen werden. Beispiele für Eingriffe 
sind Abmahnungen, Versetzungen von Lehrveranstaltungen, unrechtmäßige 
Versäumnisse bei der Wahrung ihrer wissenschaftlichen Freiheit oder ungerechtfertigte 
Einschränkungen der Lehre. 

Welche Klageart einschlägig ist, hängt von der konkreten Maßnahme ab. Handelt es sich 
um eine formelle Entscheidung mit Außenwirkung, also um einen Verwaltungsakt (etwa 
die Absage oder Verlegung einer Lehrveranstaltung), ist regelmäßig die 
Anfechtungsklage statthaft; hat sich der Verwaltungsakt erledigt, kommt die 
Fortsetzungsfeststellungsklage in Betracht. Eine Feststellungsklage ist demgegenüber 
nur subsidiär zulässig, insbesondere bei rein tatsächlichem Verwaltungshandeln ohne 
Regelungswirkung.  

Handelt es sich um eine dringliche Maßnahme, wie die kurzfristige Absage oder 
Veränderung eines Kurses oder einer Veranstaltung, kann eine einstweilige Verfügung 
(einstweilige Anordnung) beim Verwaltungsgericht beantragt werden, um die 
Maßnahme zu stoppen, bis eine endgültige Entscheidung über die Klage getroffen ist.  

Wer als Lehrbeauftragte*r oder Professorin*in bei der Hochschule angestellt oder 
verbeamtet ist, muss gegebenenfalls mit dienstrechtlichen Maßnahmen rechnen. Gegen 
diese kann man sich wehren. Wird beispielsweise im Zusammenhang mit der Lehre oder 
Lehrmethoden des*der Dozent*in eine Abmahnung aufgrund von „unangemessenem 
Verhalten“ ausgesprochen, kann die betroffene Person vor dem Verwaltungsgericht 
gegen die Dienststelle (die Universität) klagen.  

Führt der Eingriff in die Lehrveranstaltung zum Vertragsbruch oder zur Verletzung von 
Rechten, beispielsweise wenn die Hochschule finanzielle Mittel verweigert oder die 
wissenschaftliche Arbeit des*der Betroffenen sabotiert, wäre die zivilrechtliche Klage 
eine Option. Werden trotz Erfüllung der vertraglich vereinbarten Lehrverpflichtungen 
durch den*die Lehrbeauftragte*n die notwendigen Ressourcen – Räume, finanzielle 
Mittel – hochschulseitig verweigert, könnte zivilrechtliche Klage auf Schadensersatz 
oder Erfüllung des Vertrages gegen die Universität erhoben werden.  
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2. Akademische Institutionen als Räume 
demokratischer Debatte und Orte des Widerspruchs 

Versammlungsfreiheit und Strafverfolgung 

 

Universitäten sind wissenschaftliche Einrichtungen der Forschung und Lehre und 
zugleich Räume, in denen die politische Meinungsbildung von Studierenden ihren Platz 
hat, in denen sie sich selbst organisieren und gegen Unrecht und Ungerechtigkeit 
demonstrieren können. Der genozidale Krieg Israels gegen Palästinenserinnen und 
Palästinenser stellt hier keine Ausnahme dar. Seit Oktober 2023 protestieren 
Studierende an Hochschulen überall in Deutschland. In einigen Fällen rief die 
Universitätsleitung die Polizei, die verschiedenen Orts mit brutaler Gewalt 
Versammlungen auflöste und Studierende vom Campus verwies. Mehrfach wurde 
anschließend Strafantrag (gegen die Demonstrierenden) gestellt. Studierende aller 
Ausbildungsgänge, vom BA bis zum Doktorat, berichten unabhängig von ihren 
politischen Ansichten, dass sie sich eingeschüchtert fühlen und Angst haben, ihre 
Meinung zum Konflikt zu äußern, da dies möglicherweise dazu führen könnte, dass ihre 
Arbeit nicht mehr mit rein akademischen Kriterien bewertet wird.  

Vor diesem Hintergrund informieren wir im Folgenden Studierende über ihr Recht auf 
Versammlungsfreiheit, Meinungsfreiheit und akademische Freiheit, die es auch auf dem 
Campus zu schützen gilt. Wir diskutieren weiterhin, inwieweit die aktuelle 
Gesetzgebungen Hochschulverwaltungen und Strafverfahren das Recht gibt, diese 
Grundrechte auf universitärem Territorium einzuschränken. 
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Einleitung: Versammlungsfreiheit und Strafverfolgung – Universitäten als 

demokratischen Raum schützen 

Universitäten waren stets ein Ort für Proteste. In den letzten zwei Jahren waren sie 
Austragungsort für Veranstaltungen und Versammlungen in Solidarität mit Palästina. 
Studierendengruppen haben Informationsveranstaltungen organisiert, Hörsäle besetzt, 
Protestcamps veranstaltet. Ziel war es, Raum für Austausch zu schaffen sowie 
Aufmerksamkeit auf die Völkerrechtsverletzungen durch den israelischen Staat zu 
lenken. Die Protestbewegung war dabei heterogen, durchzogen von internen 
Aushandlungskämpfen um die zu vertretenen und vertretbaren Positionen. Jüdische 
Studierendengruppen waren teilweise an den Protesten beteiligt, andere berichten von 
Antisemitismuserfahrung und fühlten sich entsprechend durch die Versammlungen 
bedroht. 

Ein einheitliches Vorgehen der Universitäten im Umgang mit Protesten oder politischen 
Veranstaltungen im Kontext Israel/Palästina bundesweit ist nicht feststellbar. Während 
etwa die Freie Universität Berlin ein Protestcamp räumen ließ und die Humboldt-
Universität zu Berlin ebenfalls die Polizei gegen Aktivist*innen einsetzen ließ, blieben 
Proteste auf dem Gelände der Technischen Universität Berlin unbehelligt. Auch an 
Hochschulen in anderen Bundesländern – wie der Ludwig-Maximilians-Universität 
München oder der Goethe-Universität Frankfurt – kam es nicht zu Räumungen, obwohl 
vergleichbare Aktionen stattfanden. 

Diese Unterschiede im Umgang mit Protesten machen zunächst deutlich, dass 
Universitätsleitungen Handlungsspielraum haben, den sie unterschiedlich zu nutzen 
bereit sind. Juristisch betrachtet ergeben sich Handlungsspielraum sowie seine Grenzen 
aus hochschulrechtlich zugeteilten Befugnissen und Pflichten der Universität gegenüber 
Arbeitnehmer*innen und Studierendenschaft, den Grundrechten auf Versammlungs- 
und Meinungsfreiheit der Protestierenden sowie Straftatbeständen, die der 
Versammlungs- und Meinungsfreiheit Grenzen setzen. 

Dieser Handlungsspielraum bildet zugleich die wahrgenommene Grauzone, in der sich 
Studierende bewegen, die auf dem Universitätsgelände protestieren. Auch sie sehen 
sich konfrontiert mit roten Linien, die von der Universitätsleitung gezogen, häufig aber 
erst im Moment ihrer Übertretung erfahrbar werden. Hier ist ebenfalls zu beobachten: 
für migrantische und internationale Studierende hat die teilweise unvorhersehbare 
Übertretung vermeintlicher roter Linien weitreichendere Konsequenzen als für 
deutsche Kommiliton*innen ohne Rassismuserfahrung.  

Dies zeigt sich unter Anderem anhand der Verlagerung der nachträglichen 
Konfliktbearbeitung ins Strafrecht, die aus den Räumungsentscheidungen der 
Universitätsleitungen folgt. Polizeiliche Räumungen oder Auflösungen von 
Versammlung in Solidarität mit Palästina, so die geteilte Beobachtung von in Berlin 
aktiven Anwält*innen, führen zu einer hohen Zahl an Strafanzeigen wegen Widerstand 
gegen die Staatsgewalt. Darüber hinaus haben sich die Präsidien der Freien Universität 
Berlin sowie der Humboldt Universität zu Berlin dazu entschieden, Strafanzeigen gegen 
die protestierenden Studierenden wegen Hausfriedensbruch oder Sachbeschädigung zu 

http://www.researchgate.net/publication/389758004_Zwischen_Wissenschaftsfreiheit_und_Palastina-Solidaritat_Deutsche_Hochschulen_als_umkampfte_Raume
https://taz.de/Propalaestina-Proteste-an-deutschen-Unis/!6012172/
https://www.ecchr.eu/grey-zones-about/
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stellen. Auch wenn die Berliner Senatsverwaltung für Justiz keine genaue Zahlen für 
Strafanzeigen in Zusammenhang mit den Protesten und Besetzung an Berliner 
Universitäten vorgelegt hat, so ist anzunehmen, dass diese bei mindestens 300 liegen. 
Die Verfahren und ihr möglicher Ausgang belasten die Studierenden individuell. Für 
diejenigen, die keine deutsche Staatsbürgerschaft besitzen, kann allein die Anzeige 
durch die Polizei – unabhängig vom Ausgang des Verfahrens – zur existentiellen 
Bedrohung werden. In Berlin informiert die Polizei umgehend das Landesamt für 
Einwanderung, welches alle anhängigen aufenthaltsrechtlichen Verfahren pausiert. Dies 
führte laut Aussage von Anwält*innen in der Praxis wiederholt dazu, dass Angeklagte 
zwecks schneller Verfahrensbeendigung trotz Aussichten auf einen Freispruch einer 
Einstellung zustimmen.  

Die strafrechtliche Konfliktbearbeitung fügt sich in die Prozesse der Versicherheitlichung 
an deutschen Universitäten ein. Dies hat Konsequenzen nicht nur für Studierende, 
sondern auch für die Hochschule als Austragungsort für gesellschaftliche und politische 
Konflikte. Da die politisch aktiven Studierenden sich sowohl um die gegen sie 
gerichteten Strafanzeigen sowie die Mobilisierung zur Begleitung angeklagter 
Studierender kümmern müssen, wird zum einen der Protest von der Universität in das 
Gericht verlagert und dadurch geschwächt. Mit der Anrufung der Sicherheitsbehörden 
geben die Universitätsleitungen darüber hinaus die Kompetenz ab, mit Bezug auf 
wissenschaftliche Diskussionen den Raum für einen differenzierten Umgang mit 
unterschiedlichen Positionen zum Nahostkonflikt zu gestalten. Anstatt diese 
Auseinandersetzungen und die Aufarbeitung solcher Situationen mit Studierenden an 
das Strafrecht abzugeben sollten die Hochschulen progressive Strategien entwickeln, 
Studierende für diskriminierende und antisemitische Äußerungen zur Verantwortung zu 
ziehen und gleichzeitig Diskursräume mit Studierenden offen zu halten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-24401.pdf
https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-24401.pdf
https://www.ecchr.eu/grey-zones/moegliche-folgen-fuer-aufenthaltsstatus-und-staatsbuergerschaft/
https://www.researchgate.net/publication/389758004_Zwischen_Wissenschaftsfreiheit_und_Palastina-Solidaritat_Deutsche_Hochschulen_als_umkampfte_Raume
https://www.researchgate.net/publication/389758004_Zwischen_Wissenschaftsfreiheit_und_Palastina-Solidaritat_Deutsche_Hochschulen_als_umkampfte_Raume
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Q1: Welche Rechte haben Studierende bei Versammlungen auf dem 

Campus? 

Studierende haben das Recht, sich auf dem Universitätsgelände zu 
versammeln. Studentische Versammlungen auf dem Campus sind 

Ausdruck demokratischer Teilhabe und Meinungsfreiheit. Sie fallen unter den Schutz 
des Grundgesetzes (GG) und sind insbesondere durch die Versammlungsfreiheit aus 
Artikel 8 GG und die Meinungsfreiheit aus Artikel 5 GG geschützt. Die besondere 
Situation an Hochschulen führt jedoch zu einem Spannungsverhältnis zwischen diesen 
in der Verfassung verankerten Grundrechten und dem öffentlich-rechtlichen Hausrecht 
der Universität. 

Artikel 8 des Grundgesetzes schützt das Recht, sich friedlich und ohne Waffen zu 
versammeln. Dieser Schutz gilt grundsätzlich auch für Studierende auf dem 
Hochschulgelände. Allerdings unterscheidet das Grundgesetz zwischen Versammlungen 
unter freiem Himmel und nichtöffentlichen Versammlungen (die sowohl in 
geschlossenen Räumen als auch unter freiem Himmel stattfinden können). Dies wird 
weiterhin durch das Versammlungsgesetz (VersG) geregelt, das außerdem in § 14 
vorsieht, dass Versammlungen unter freiem Himmel 48 Stunden vor ihrer öffentlichen 
Bekanntgabe anzumelden sind. Ad-hoc Versammlungen aus einem aktuellen Anlass 
genießen den besonderen Schutz von Artikel 8 GG und sind daher von der 
Anmeldepflicht gemäß § 14 ausgenommen. Versammlungen auf Privatgrundstücken 
werden weniger streng kontrolliert. 

Anders als Straßen oder Parks, auf denen die Versammlungsfreiheit nahezu 
uneingeschränkt gilt, sind Hochschulen kein „öffentlich zugänglicher Raum“ im 
klassischen Sinn. Der Schutz des Versammlungsrechts auf dem Campus ist insofern 
abhängig vom jeweiligen Verwendungszweck der Räumlichkeiten. Die Universität ist 
eine öffentliche Einrichtung der Forschung, Lehre und des Studiums. 
Nichtsdestoweniger sind Hochschulen wichtige Räume für öffentliche Debatten und 
studentische Selbstorganisation. Ob das Hochschulgelände als „öffentlicher Raum“ im 
Sinne der Versammlungsfreiheit zu betrachten ist, hängt also vom konkreten 
Nutzungszweck und der Zugänglichkeit ab. Findet eine Versammlung beispielsweise in 
einem abgeschlossenen Innenhof statt, wird das Versammlungsrecht vermutlich 
eingeschränkt sein. Hörsäle gelten, wenngleich sie zentrale Räume für die politische und 
philosophische Debatte im öffentlichen Interesse sind, generell als „nicht allgemein 
zugänglich“ und fallen damit nicht in den Geltungsbereich von Artikel 8 GG.  

Ist ein Campus für die Allgemeinheit weitgehend frei zugänglich und werden regelmäßig 
politische oder gesellschaftliche Diskussionen geduldet, spricht dies für den 
grundgesetzlichen Schutz der Meinungsfreiheit auch außerhalb von 
Lehrveranstaltungen. In diesen Fällen ist der Schutzbereich der Versammlungsfreiheit 
eröffnet. Maßnahmen gegen Proteste müssen sich dann nach dem Versammlungsgesetz 
des betreffenden Bundeslandes richten. Dieses hat Vorrang vor dem 
Versammlungsgesetz des Bundes, nicht jedoch vor dem Grundgesetz. 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2011/02/rs20110222_1bvr069906.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2011/02/rs20110222_1bvr069906.html
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Das Versammlungsgesetz erzeugt zudem eine sogenannte Sperrwirkung gegenüber 
anderen Rechtsgrundlagen. Eine Räumung darf nur aufgrund der Bestimmungen des 
Versammlungsrechts erfolgen. Demonstrierende können erst vom Universitätsgelände 
verwiesen werden, wenn die Versammlung gemäß dem Versammlungsgesetz aufgelöst 
oder beendet wurde. Die Auflösung einer öffentlichen Versammlung darf nur durch die 
Polizeibehörden erfolgen, und dies nur, wenn die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
gefährdet sind, beispielsweise, wenn der Hochschulbetrieb bedroht ist. Eine von 
einem*einer einzelnen Teilnehmer*in der Versammlung begangene Straftat ist kein 
ausreichender Grund für die Auflösung einer Versammlung. In diesem Fall hat die Polizei 
die Möglichkeit, die betreffende Person aus der Versammlung zu entfernen. 

Eine Auflösung der Versammlung insgesamt darf nur erfolgen, wenn diese insgesamt als 
ordnungswidrig eingestuft werden kann, da von ihr kollektive Aggression ausgeht oder 
gezielte Gewalt ausgeübt wird. Entscheidend ist hier der generelle Charakter der 
Versammlung. Wird diese von Gewalt geprägt oder toleriert sie als Mittel zum Zweck, 
darf sie aufgelöst werden; eine einzelne Straftat reicht dafür nicht aus. Hochschulen 
müssen öffentliche Versammlungen der Studierenden grundsätzlich dulden und dürfen 
ihr Hausrecht nicht nutzen, um Personen vom Gelände fernzuhalten oder zu verweisen 
oder anderweitig Aktivitäten zu kontrollieren.  

Anders zu bewerten ist die Lage im Fall der Besetzung eines Hörsaals. Nach gängiger 
Rechtsprechung handelt es sich dabei zwar zweifellos um eine Form von Versammlung. 
Gleichwohl ist ein derartiger Ort nicht vom Schutzbereich der Versammlungsfreiheit 
erfasst, da er nur für eine bestimmte Personengruppe geöffnet ist und einer 
entsprechenden Zweckbindung unterliegt, nämlich der Durchführung von 
Lehrveranstaltungen. Die Universität hat die Möglichkeit, die Versammlung nicht zu 
dulden und von ihrem Hausrecht Gebrauch zu machen, um die Aktion zu beenden. Sie 
kann dann auch eine Räumung durch die Polizei veranlassen. 
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Q2: Unter welchen Bedingungen darf die Berliner Polizei das 

Hochschulgelände und Universitätsgebäude betreten und in 

Veranstaltungen eingreifen? 

Im Rahmen Autonomie der Hochschulen genießen Universitäten eine 
gewisse institutionelle Unabhängigkeit. Die Hochschulverwaltung ist demgemäß 
zuständig für die Durchsetzung des Hausrechts auf dem Campus. Näheres regeln die 
Hochschulgesetze der Bundesländer. In den vergangenen zwei Jahren kam es wiederholt 
zu Situationen, in denen die Polizei auf Hochschulgelände gerufen wurde, um 
Veranstaltungen zu beenden. Polizeiliche Eingriffe auf dem Campus und in den 
Räumlichkeiten der Universität sind jedoch nur unter bestimmten Bedingungen zulässig. 
Das Recht der Hochschule auf Durchsetzung ihres Hausrechts, die akademische Freiheit 
und die Pflicht der Polizei zur Gefahrenabwehr müssen verhältnismäßig sein. Die Polizei 
darf Universitätsgelände nur mit Zustimmung der Universitätsverwaltung betreten. 

Ausgenommen von dieser Bestimmung sind Polizeieinsätze im Notfall, bei Gefahr im 
Verzug, wenn schwerer Schaden an Personen oder deren Eigentum droht. Insbesondere 
sind polizeiliche Maßnahmen auf dem Universitätscampus zulässig, wenn es zu einem 
signifikant größeren Schaden käme, würde die Polizei die Genehmigung des Eingriffs 
durch die Hochschulverwaltung abwarten. Diese Bestimmung ist jedoch sehr eng 
auszulegen.  

Die rechtliche Bewertung der polizeilichen Maßnahme folgt folgenden Kriterien:  

• Konkrete Gefahr: Die öffentliche Sicherheit ist konkret und aktuell gefährdet, es 
droht eine signifikante Störung oder Gefährdung von Personen: 
Körperverletzung, Brandgefahr, Geiselnahme, Terrorverdacht. 

• Unmittelbare Gefahr: Die Polizei muss objektiv nachweisen können, dass ein 
unmittelbarer Eingriff erforderlich und keine Zeit war, die Entscheidung der 
Hochschule abzuwarten. 

• Verhältnismäßigkeit: Der Polizeieingriff muss geeignet, erforderlich und 
angemessen sein. Ein massiver Eingriff in eine friedliche Versammlung ist 
demgemäß nicht verhältnismäßig. 

• Keine Alternative: Die Einschaltung der hauseigenen Sicherheitsdienste oder 
Kontaktaufnahme zur Universitätsverwaltung hat Vorrang.  

Das Berliner Recht räumt der örtlichen Polizei und dem Landeskriminalamt (LKA) die 
gleichen gesetzlichen Befugnisse ein. Geregelt ist dies insbesondere in den §§ 1 bis 3 
und 17 des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes (ASOG Berlin) zur 
Gefahrenabwehr und für Ermittlungsmaßnahmen gegebenenfalls in der 
Strafprozessordnung (StPO). Damit hat das LKA keine größere Befugnis, 
Universitätsgelände zu betreten, als örtliche Polizeieinheiten. In der Bewertung ihrer 
Maßnahmen unterliegen beide Behörden den gleichen rechtlichen Kriterien: konkrete 
Gefahr, Verhältnismäßigkeit, richterliche Genehmigung und Ersuchen der Universität. 

Bei öffentlichen Versammlungen gelten überdies die Bestimmungen des 
Versammlungsrechts: „Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-ASOGBE2006rahmen
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-ASOGBE2006rahmen
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_8.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_8.html
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Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln.“ Ein Eingriff ist auch hier nur im Fall 
einer unmittelbaren Bedrohung (Anstiftung zu Gewalt, Unruhen oder ähnlichem) oder 
unmittelbaren Gefahr zulässig. Nach gängigem Verständnis in der Literatur und der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts verliert eine Versammlung den Schutz 
der Versammlungsfreiheit nur dann, wenn sie insgesamt gewalttätig verläuft oder 
unmittelbar auf Gewalthandlungen abzielt. Einzelne Regelverstöße oder provokatives 
Verhalten reichen dafür nicht aus. Tatsächlich wird die nur vage Abgrenzung bestimmter 
Räume auf dem Universitätsgelände als „nicht frei und öffentlich zugänglich“ immer 
wieder als rechtliche Hintertür genutzt, um unverhältnismäßige Polizeieinsätze auf dem 
Campus zu rechtfertigen. Zwar kann eine durch Meinungsäußerung verübte Straftat im 
Sinne des Versammlungsrechts einen polizeilichen Eingriff gemäß ASOG rechtfertigen, 
doch wird die Demonstration, auf der diese Meinung geäußert wird, dadurch nicht zu 
einer nicht-friedlichen Versammlung gemäß Artikel 8 des Grundgesetzes. Dieser schützt 
auch extreme provokative oder beleidigende Rede, solange es nicht zu körperlicher 
Gewalt kommt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2011/03/rk20110307_1bvr038805.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2011/03/rk20110307_1bvr038805.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2011/03/rk20110307_1bvr038805.html
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Q3: Kann ich wegen der Teilnahme an einer Versammlung bei der 

Polizei angezeigt werden? Welche Rolle spielt die Universität in 

einem möglichen Strafverfahren? 

Protestaktionen und Versammlungen auf dem Hochschulgelände sind 
durch das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit geschützt. Dennoch kann es im Verlauf 
solcher Aktionen zu strafrechtlich relevanten Handlungen kommen. Zu den häufigsten 
strafrechtlichen Vorwürfen im Zusammenhang mit studentischen Protesten zählen: 

• Hausfriedensbruch (§ 123 StGB), z.B. das unerlaubte Betreten oder Besetzen von 
Räumen der Universität;   

• Sachbeschädigung (§ 303 StBG), z.B. das Bemalen oder Bekleben von Fenstern;   
• Nötigung (§ 240 StGB), z.B. die Behinderung vom Universitätsbetrieb durch 

Blockaden oder Bedrohungen;   
• Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte (§ 113 StGB) und Körperverletzung (§ 

223 StGB) bei körperlicher Gegenwehr gegen Polizeikräfte während einer 
Räumung;   

• Tätlicher Angriff auf Vollstreckungsbeamte (§ 114 StGB), was als Straftatbestand 
mehr umfasst als Körperverletzung, und in feindlicher Absicht ausgeführte 
Handlungen einbezieht, die direkt auf den Körper des*der Beamt*in oder 
Soldat*in zielen, unabhängig von den Tatfolgen und davon, ob die angegriffene 
Person tatsächlich verletzt wurde.  

• Volksverhetzung (§ 130 StGB), z.B. Äußerungen, die Hass gegen bestimmte 
Bevölkerungsgruppen schüren oder zur Gewalt aufrufen.  

Hausfriedensbruch und Sachbeschädigung sind sogenannte Antragsdelikte. Sie werden 
nur strafrechtlich verfolgt, wenn die Universität als Hausrechtsinhaberin dies durch 
einen Strafantrag aktiv veranlasst. Ohne diesen Antrag wird kein Verfahren eröffnet. 
Tatsächlich werden Studierende jedoch häufig verhaftet, ohne dass sie eine Straftat 
begangen haben, wenn die Polizei unter dem Vorwand der „Verhinderung“ einer 
Straftat einschreitet. Die Universität entscheidet also, ob sie gegen Studierende oder 
Demonstrierende strafrechtlich vorgehen möchte. Ein gestellter Strafantrag kann auch 
zurückgenommen werden. Dabei bedeutet die Rücknahme des Strafantrags nicht 
zwingend die Einstellung des Strafverfahrens. Wird zusätzlich ein Offizialdelikt wie 
Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte zur Anzeige gebracht, kann dieses Verfahren 
unabhängig weitergeführt werden.  

Volksverhetzung, Körperverletzung oder Widerstand gegen die Staatsgewalt sind 
beispielsweise Offizialdelikte, die ex officio – von Amts wegen – und unabhängig vom 
Willen der Universität verfolgt werden. Erfährt die Polizei oder die Staatsanwaltschaft 
davon durch Zeugenberichte, Medienberichterstattung oder eigene Untersuchung, 
muss ein Ermittlungsverfahren eingeleitet werden. Die Universität hat in diesen Fällen 
keine Möglichkeit, unmittelbar auf das Verfahren Einfluss zu nehmen, während die 
Polizei die Herausgabe von Aufnahmen der Überwachungskamera verlangen kann.  

Eine juristische Prüfung einer Strafanzeige durch eine*n Rechtsanwalt*in ist 
insbesondere hinsichtlich der Frage wichtig, ob die Versammlung rechtswirksam 

https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__123.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__303.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__240.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__113.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__223.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__223.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__114.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__130.html
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aufgelöst wurde, und ob Zwangsmaßnahmen durch Polizeikräfte ordnungsgemäß 
angekündigt und durchgeführt wurden. Liegen Verfahrensfehler vor oder erfolgte der 
Polizeieinsatz rechtswidrig, kann Widerstand gerechtfertigt sein und bleibt damit 
straflos. 

Bei Protesten im Zusammenhang mit der Solidarität mit der Bevölkerung Gazas häufen 
sich aktuell Strafanzeigen wegen Volksverhetzung (§ 130 StGB) und wegen der 
Verwendung von Symbolen verfassungsfeindlicher oder terroristischer Vereinigungen (§ 
86a StGB). In den Fokus geraten dabei Parolen wie: „From the river to the sea, Palestine 
will be free“ sowie Symbole wie das rote Dreieck, die das Bundesinnenministerium als 
Kennzeichen der Hamas wertet. Eine endgültige gerichtliche Bewertung dieser Praxis im 
Hinblick auf das Recht auf Meinungsfreiheit steht noch aus. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__130.html
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Q4: Welche Vorgaben kann die Universität zur Verwendung 

politischer Symbole auf dem Campus machen? 

Hochschulen sind Orte der freien Wissenschaft, Forschung und Lehre. 
Sie dienen dem intellektuellen Austausch und der Meinungsbildung 

(auf der Grundlage der Gesetze über die höhere Bildung in den jeweiligen 
Bundesländern). In diesem Zusammenhang hat die Frage, ob und in welchem Umfang 
politische Symbole auf dem Campus gezeigt werden dürfen, eine besondere Bedeutung: 
Um die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf politische, soziale und internationale 
Themen beziehungsweise wahrgenommene Ungleichheit und Ungerechtigkeit zu 
lenken, nutzen Studierende und andere Universitätsangehörige gern spezifische 
Symbole, Slogans oder Fahnen. Dabei stellt sich die Frage, welche rechtlichen 
Rahmenbedingungen für die Verwendung solcher Symbole gelten, und welchen 
Spielraum die Universitäten haben, Regelungen zu treffen. 

Die Grundlage für politische Äußerungen auf dem Campus bildet die Meinungsfreiheit 
nach Artikel 5 Absatz 1 GG. Denn dieses schützt nicht nur das gesprochene und 
geschriebene Wort, sondern auch symbolische Ausdrucksformen: beispielsweise 
politische Symbole auf der Kleidung, Flaggen oder das Kleben von Plakaten. Diese 
Freiheit gilt grundsätzlich für alle Hochschulangehörigen. 

Allerdings besteht die Meinungsfreiheit nicht unbegrenzt. Gemäß Artikel 5(2) GG findet 
sie ihre Grenzen in allgemeinen Gesetzen sowie in den Rechten Dritter. So kann 
beispielsweise das Zeigen politischer Symbole untersagt werden, wenn dadurch der 
Hochschulfrieden gefährdet, der Lehrbetrieb gestört oder andere Personen 
diskriminiert oder beleidigt werden. Universitäten verfügen über das sogenannte 
Hausrecht, das ihnen erlaubt, das Verhalten auf ihrem Gelände zu regeln. In Ausübung 
dieses Rechts können sie Hausordnungen und Nutzungsrichtlinien erlassen, die den 
Rahmen für Versammlungen, Plakatierung, Raumbelegung oder das Zeigen politischer 
Zeichen festlegen. Ziel dieser Regelungen ist es, einen geordneten Studienbetrieb und 
ein respektvolles Miteinander sicherzustellen. 

Diese Vorgaben müssen jedoch inhaltlich neutral, transparent und verhältnismäßig sein. 
Eine Universität darf nicht willkürlich bestimmte politische Meinungen verbieten oder 
bevorzugen. Erlaubt ist aber, Orte und Zeiten für politische Aktivitäten festzulegen (z. B. 
keine Plakate in Hörsälen) oder Maßnahmen gegen gezielte Störungen des Lehrbetriebs 
zu ergreifen. Ein pauschales Verbot politischer Symbolik auf dem gesamten 
Hochschulgelände ist jedoch verfassungswidrig. Ebenso ist es unzulässig, bestimmte 
Gruppen allein aufgrund ihrer politischen Haltung von der Nutzung von Räumen oder 
Flächen auszuschließen. Typische Spannungsfelder entstehen, wenn politische 
Äußerungen mit anderen Interessen kollidieren – etwa mit dem Recht auf ungestörte 
Lehre, der Neutralitätspflicht öffentlicher Einrichtungen oder dem Schutz vor 
Diskriminierung. Problematisch wird es etwa, wenn politische Symbole in 
Lehrveranstaltungen eingebracht werden, die andere Personen gezielt provozieren oder 
Inhalte transportieren, die gegen Strafnormen wie Volksverhetzung oder das Verbot 
verfassungswidriger Kennzeichen verstoßen. 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__130.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__86a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__86a.html
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Universitäten dürfen im Rahmen ihres Hausrechts erste Einschätzungen treffen, ob 
politische Symbole – etwa Fahnen, Parolen oder Embleme – möglicherweise 
strafrechtlich relevant oder Teil zulässiger politischer Meinungsäußerung sind. Eingriffe 
müssen stets auf einer klaren rechtlichen Grundlage beruhen und dürfen keine bloße 
Reaktion auf öffentliche Kritik oder politische Stimmung sein. Eine verbindliche 
Entscheidung darüber, ob ein Kennzeichen im Sinne des § 86a StGB strafbar ist, kann 
jedoch nur durch Strafgerichte erfolgen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__86a.html
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Q5: Wie weit schützt die Wissenschaftsfreiheit Äußerungen der 

Studierenden in Wort und Schrift? 

Die Wissenschaftsfreiheit ist in Artikel 5 Absatz 3 Satz 1 GG verankert. 
Sie schützt Forschung und Lehre und zählt zu den zentralen Prinzipien 

einer freiheitlichen, demokratischen Gesellschaft. Die Wissenschaftsfreiheit ist ein 
sogenanntes Jedermann-Grundrecht. Das bedeutet, dass sich jede natürliche Person auf 
das Grundrecht der Wissenschaftsfreiheit berufen kann, wenn sie eine eigenständige 
wissenschaftliche Tätigkeit ausübt. Studierende sind Teil der wissenschaftlichen 
Gemeinschaft und wirken an der Erkenntnisgewinnung mit, insbesondere im Rahmen 
von Hausarbeiten, Referaten, Bachelor- oder Masterarbeiten. In diesen Zusammenhang 
steht ihnen das Recht zu, eigene Positionen zu entwickeln, zu äußern und zu vertreten 
unabhängig von politischen, weltanschaulichen oder fachlichen Mehrheitsmeinungen. 
Sie dürfen Forschungsfragen selbst wählen, Thesen aufstellen und vertreten sowie 
Schlussfolgerungen ziehen, solange dies methodisch vertretbar ist. Diese Freiheit 
schützt nicht nur das Ergebnis ihrer wissenschaftlichen Arbeit, sondern auch den 
Prozess, also die Wahl von Methoden, Quellen und Argumentationen.  

Die Wissenschaftsfreiheit ist ein besonders starkes Grundrecht, unterliegt jedoch 
gewissen Schranken. Zwar nennt Artikel 5 Absatz 3 GG keine ausdrücklichen 
Gesetzesvorbehalte, dennoch können Kollisionen mit anderen Grundrechten – z. B. dem 
Persönlichkeitsrecht Dritter – Beschränkungen rechtfertigen. Auch universitäre Regeln, 
wie Plagiatsrichtlinien, Prüfungsordnungen oder ethische Standards, begrenzen den 
wissenschaftlichen Handlungsspielraum. Zudem endet der Schutz dort, wo Äußerungen 
nicht mehr wissenschaftlich fundiert sind. Der Schutz der Wissenschaftsfreiheit entfaltet 
sich zudem nur dann, wenn die verbreiteten Erkenntnisse einen Bezug zur eigenen 
Forschung aufweisen. Meinungsäußerungen in einem wissenschaftlichen Kontext – 
etwa in einer Seminararbeit – sind durch Artikel 5 Absatz 3 GG dann besonders 
geschützt, wenn sie wissenschaftlichen Kriterien folgen. Reine politische oder 
persönliche Meinungen ohne methodischen Bezug fallen hingegen unter die 
Meinungsfreiheit gem. Artikel 5 Absatz 1 GG und nicht unter den Schutz der 
Wissenschaftsfreiheit. Die Wissenschaftsfreiheit schützt daher nicht jede politische 
Meinungsäußerung oder Protestform auf dem Hochschulgelände. Sie bezieht sich 
konkret auf wissenschaftsbezogene Tätigkeiten, etwa Forschung, Lehre, Publikationen 
oder das Studium. Politische Demonstrationen, Sitzblockaden oder Besetzungen 
gehören in der Regel nicht in diesen unmittelbaren Schutzbereich. In diesen Fällen 
können sich Studierende jedoch grundsätzlich auf die Meinungsfreiheit aus Artikel 5 
Absatz 1 GG und die Versammlungsfreiheit aus Artikel 8 Absatz 1 GG berufen.  

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_8.html
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Q6: Welche Sanktionen kann die Universität gegen Studierende 

durchsetzen? 

Universitäten haben das Recht und die Pflicht, für einen geordneten 
Studien- und Lehrbetrieb zu sorgen. Kommt es zu Pflichtverstößen 

durch Studierende, kann die Hochschule verschiedene Sanktionen verhängen. 
Disziplinarmaßnahmen sind ein zentrales Mittel der Sanktionierung. Die 
Hochschulgesetze der meisten Bundesländer sehen in den Ordnungsvorschriften einen 
Katalog vor, der verschiedene Arten von Fehlverhalten umfasst und Maßnahmen nennt, 
die bei Ordnungsverstößen angeordnet werden können. Typische disziplinarische 
Maßnahmen sind die Verwarnung, der Verweis, der Ausschluss von Veranstaltungen 
oder Nutzungseinrichtungen, Rückmeldungsausschluss oder Exmatrikulation. 

In einigen Fällen muss die Person, gegen die Disziplinarmaßnahmen verhängt werden, 
zuvor rechtskräftig wegen einer vorsätzlichen Straftat gegen ein Mitglied der Universität 
oder wegen vorsätzlicher Schädigung der Universität verurteilt worden sein. Sanktionen 
müssen den Grundsätzen der Rechtsstaatlichkeit, insbesondere dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit, entsprechen.  

Vor Androhung oder Anordnung einer Maßnahme sind die betroffenen Studierenden 
anzuhören. Zudem trägt die Hochschule die Darlegungs- und Beweislast hinsichtlich des 
Fehlverhaltens der Studierenden. Die Anordnung der Maßnahmen ist befristet; eine 
Exmatrikulation darf in der Regel auf maximal zwei Jahre erfolgen. Dies kann eventuell 
Konsequenzen für den Aufenthaltstitel von Studierenden ohne deutsche 
Staatsbürgerschaft haben. 

Wenn die Voraussetzungen für einen Ordnungsverstoß erfüllt sind, ist die Universität 
verpflichtet anhand der Einzelfallumstände aufzuzeigen, dass eine mildere 
Ordnungsmaßnahme nicht ebenso effektiv und ausreichend wäre. Dies gilt 
insbesondere für die Sanktion der verhaltensbedingten Exmatrikulation. Die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur Exmatrikulation legt hohe 
Maßstäbe an, da hierbei in das Grundrecht auf freie Berufswahl sowie in das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht (Artikel 2 Absatz 1 i.V.m. Artikel 1 Absatz 1 GG) eingegriffen wird. 
Zugleich ist auch die Wissenschaftsfreiheit betroffen, insbesondere beim Ausschluss 
vom Studium. Eine verhaltensbedingte Exmatrikulation bedarf besonderer Begründung 
und einer konkreten gesetzlichen Grundlage. Sie darf nur als letztes Mittel nach 
vorherigen milderen Maßnahmen (z. B. Verwarnung, Ordnungsverweis, Hausverbot) 
erfolgen. 

Neben hochschulinternen Maßnahmen kann die Universität zivil- oder strafrechtlich 
gegen Studierende vorgehen, etwa bei Sachbeschädigung, Beleidigung, 
Hausfriedensbruch oder Körperverletzung. Diese Verfahren laufen unabhängig von der 
Hochschule über Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerichte.  

 

 

https://www.ecchr.eu/grey-zones/moegliche-folgen-fuer-aufenthaltsstatus-und-staatsbuergerschaft/
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_12.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_2.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_1.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
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Q7: Können Studierende wegen Äußerungen in einer 

Lehrveranstaltung vom Lehrbetrieb ausgeschlossen werden? 

Ein Ausschluss Studierender vom Lehrbetrieb aufgrund von 
Äußerungen in Seminaren ist nur unter bestimmten Bedingungen 

rechtlich zulässig. In diesem Fall sind Studierende durch das Recht auf Meinungsfreiheit 
und Wissenschaftsfreiheit sowie das Grundrecht auf freie Berufswahl und 
Ausbildungsstätte geschützt. Ein Ausschluss ist nur zulässig, wenn eine konkrete und 
erhebliche Störung des Unterrichts und nicht nur eine Meinungsverschiedenheit 
vorliegt; wenn durch diskriminierende, beleidigende oder verletzende Äußerungen der 
akademische Frieden gefährdet ist; wenn die Maßnahme verhältnismäßig ist, zum 
Beispiel wenn mildere Maßnahmen wie eine Verwarnung oder ein Einzelgespräch nicht 
ausreichen würden, und wenn der Ausschluss im Hochschulgesetz eines Bundeslandes 
oder in der jeweiligen Studienordnung eine Rechtsgrundlage hat. 

In Berlin gilt ein Ausschluss Studierender als Ordnungsmaßnahme, über die in einem 
offiziellen Disziplinarverfahren zu entscheiden ist. Sie kann nicht einseitig durch 
Lehrkräfte oder den Fachbereich angeordnet werden. §16 des Berliner 
Hochschulgesetzes regelt die Bedingungen, unter denen die Universität 
Ordnungsmaßnahmen verhängen darf. Das Berliner Modell mit einem Verfahren für den 
temporären Ausschluss vom Studium ist jedoch die Ausnahme: In den übrigen 
Bundesländern fallen vergleichbare Maßnahmen in der Regel in die 
Entscheidungsbefugnis der Hochschulleitung. Ein eigenes Gremium für 
Disziplinarmaßnahmen gibt es nicht.  

Sowohl der vorübergehende Ausschluss vom Unterricht als auch die Exmatrikulation von 
der Universität sind rechtswidrig, wenn sie ausschließlich auf einer rechtmäßigen, nicht 
störenden politischen Äußerung beruhen, da keine der beiden Maßnahmen die 
gesetzlichen Anforderungen für einen Disziplinarverstoß oder die 
verfassungsrechtlichen Standards der Verhältnismäßigkeit und der Meinungsfreiheit 
erfüllt.  

 

 

 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_12.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_12.html
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-HSchulGBE2011rahmen
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-HSchulGBE2011rahmen
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Q8: Welche rechtliche Handhabe habe ich gegen 

Ordnungsmaßnahmen der Universität? 

Gegen Ordnungsverweis, Zwangsexmatrikulation, Hausverbot, 
Sanktionen wegen Ordnungsverstößen oder andere Maßnahmen der 

Universität nach dem Hochschulgesetz können verschiedene Rechtsmittel eingelegt 
werden. Diese verweisen auf den verfassungsrechtlich garantierten Rechtsschutz. Einige 
Bundesländer erlauben den Widerspruch gegen belastende Verwaltungsakte. Dieser 
muss binnen eines Monates nach Bekanntgabe der Maßnahme erfolgen. Die Hochschule 
überprüft selbst, ob die Maßnahme rechtmäßig ist. Für den Widerspruch genügt ein 
formloses Schreiben, in dem die betroffene Person erklärt, dass sie Widerspruch gegen 
die Entscheidung einlegt und gegebenenfalls eine Begründung nachreicht. Für die 
Begründung des Widerspruchs empfiehlt sich anwaltliche Hilfe. 

Bleibt die Universität bei ihrer Entscheidung oder ist kein Widerspruchsverfahren 
vorgesehen, kann vor dem zuständigen Verwaltungsgericht Klage erhoben werden. 
Auch hier beträgt die Frist einen Monat nach Bekanntgabe des Verwaltungsakts 
beziehungsweise des Widerspruchsbescheids. Drohen bei sofortiger Wirksamkeit der 
Maßnahme irreparable Nachteile, zum Beispiel Prüfungsverlust oder Ausschluss vom 
Campus, kann beim zuständigen Verwaltungsgericht ergänzend ein Antrag auf 
einstweilige Anordnung gestellt werden. Damit wird die Maßnahme bis zur endgültigen 
Entscheidung vorläufig ausgesetzt. Viele Hochschulen sehen überdies interne Verfahren 
vor, über die sich Betroffene an Vertrauenspersonen, Ombudsstellen oder 
Beschwerdestellen für Fälle von Diskriminierung, Gewalt oder Prüfungsfragen wenden 
können. Dieser Weg kann parallel zum Rechtsweg eingeschlagen werden, ist im Ergebnis 
jedoch nicht rechtsverbindlich. Werden drastischere Maßnahmen wie Exmatrikulation, 
Disziplinarverfahren, Ausschluss von Prüfungen ergriffen, ist dringend Unterstützung 
durch einen Rechtsbeistand geboten. 

Erstattet eine Universität nach einer Besetzung Strafanzeige wegen Hausfriedensbruchs, 
können sich die Beschuldigten auf mehreren rechtlichen Ebenen dagegen zur Wehr 
setzen. Nachdem die Universitätsleitung Strafantrag gestellt hat oder die Polizei 
aufgrund eines Offizialdelikts ermittelt, wird in der Regel ein strafrechtliches 
Ermittlungsverfahren eingeleitet. Die betroffenen Personen erhalten meist innerhalb 
weniger Wochen eine Beschuldigtenvorladung durch die Polizei. Wer als Beschuldigte*r 
von der Polizei vorgeladen wird, muss der Vorladung nicht nachkommen. Es ist ratsam, 
zunächst keine Angaben zu machen und anwaltlich Akteneinsicht zu beantragen. So 
kann die Verteidigung die Beweislage prüfen und eine geeignete Strategie entwickeln. 
Eine*r Rechtsanwält*in kann beurteilen, ob Chancen auf eine Verfahrenseinstellung 
bestehen und diese ggf. bei der Staatsanwaltschaft anregen.  

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_19.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__123.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__123.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__123.html
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Q9: Kann bei polizeilichen Maßnahmen zur Kontrolle politischer 

Äußerungen rechtlich gegen die Polizei vorgegangen werden? 

Welche Rechtsmittel stehen Betroffenen in diesem Fall zur 

Verfügung? 

Gegen die vorstehend beschriebenen Maßnahmen können eigenständig rechtliche 
Schritte eingeleitet werden. Strafrechtliche, öffentlich-rechtliche und zivilrechtliche 
Verfahren sind die möglichen Wege. Löst die Polizei eine Veranstaltung auf, stellen sich 
folgende Fragen: War die Polizei befugt, die Veranstaltung aufzulösen? Hierzu benötigt 
die Polizei einen Rechtsgrund, beispielsweise eine Gefahr für die öffentliche Ordnung 
und Sicherheit. Grundsätzlich muss die Polizei zunächst versuchen, die Veranstaltung 
durch Gespräche mit den Veranstaltenden oder ähnliches weniger offensiv zu beenden, 
bevor sie mit Gewalt einschreitet. War der Eingriff verhältnismäßig? Der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit bedingt, dass die Polizei die Vorgehensweise wählt, die 
Einzelpersonen und die allgemeine Öffentlichkeit am wenigsten beeinträchtigt. 

Weiterhin stellt sich die Frage, ob die Veranstaltung zu Unrecht aufgelöst wurde. War 
die Veranstaltung beispielsweise durch die Wissenschaftsfreiheit oder Meinungsfreiheit 
gedeckt, könnte ihre Auflösung eine unzulässige Beschränkung dieser Grundrechte 
bedeuten.  

Ein Rechtsweg gegen einen gewalttätigen Polizeieingriff ist die Klageerhebung vor dem 
zuständigen Verwaltungsgericht. Dieses prüft die Rechtmäßigkeit der polizeilichen 
Maßnahme. Ist eine schnelle Lösung geboten, beispielsweise wenn die Beendigung oder 
Auflösung einer Veranstaltung droht, kann ein Antrag auf einstweilige Anordnung beim 
Verwaltungsgericht gestellt werden. Dieser verhindert, dass die Polizei weitere 
Veranstaltungen gewaltsam auflöst, wenn die vorherige Auflösung eindeutig 
rechtswidrig war.  

Stellt der Polizeieingriff eindeutig eine Verletzung der Grundrechte dar, beispielsweise 
als Verstoß gegen die Wissenschafts- oder Meinungsfreiheit, kann auch 
Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht in Betracht gezogen werden, 
damit dieses die Aktion für verfassungswidrig erklärt und so einen Präzedenzfall schafft, 
der Konsequenzen für die juristische Auslegung derartiger Interventionen generell hat.  

Wenn Polizeibeamte während der gewaltsamen Auflösung einer Veranstaltung 
Straftaten begehen, kann Strafantrag gestellt werden. Dieser richtet sich auf 
Amtsmissbrauch, falls die Polizei unverhältnismäßig Gewalt eingesetzt hat und 
Menschen verletzt wurden. Um eine Untersuchung durch die zuständige Polizeibehörde 
oder die Staatsanwaltschaft hinsichtlich des Verhaltens der Polizeibeamten und ihrer 
Einsatzleitung einzuleiten, kann eine Disziplinarbeschwerde eingereicht werden. Haben 
Polizeibeamten ihre Befugnisse überschritten, kann eine solche Beschwerde zu 
Disziplinarmaßnahmen gegen die Verantwortlichen führen.  

Tatsächlich verzichten viele Demonstrierende darauf, polizeiliches Fehlverhalten zu 
nennen, da die Polizeikräfte häufig selbst Anzeigen gegen Demonstrierende erstatten, 

https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-ASOGBE2006pP11
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/jlr-ASOGBE2006pP11
https://www.gesetze-im-internet.de/englisch_gg/englisch_gg.html#p0035
https://www.gesetze-im-internet.de/englisch_stgb/englisch_stgb.html#p3337
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die sie des „Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte“ oder des „Angriffs auf einen 
Beamten“ beschuldigen. Dies kann schwere Strafen nach sich ziehen.  
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3. Sanktionen am Arbeitsplatz  

Wissenschaftsfreiheit und Arbeitsrecht 

 

2024 kündigte die Max-Planck-Gesellschaft dem Ethnologen Ghassan Hage, nachdem 
Medien ihn aufgrund veröffentlichter Social Media Posts „Israel-Hass“ und 
Antisemitismus vorwarfen. Auch außerhalb der Wissenschaft gab es Entlassungen von 
Personen wegen ihrer Positionierung zum Israel-Palästina-Konflikt. Während eine 
juristische Klärung in vielen Fällen noch aussteht, berichten Wissenschaftler*innen, dass 
sie verunsichert sind, inwiefern der Arbeitgeber sie für private oder beruflicher 
Äußerungen sanktionieren kann. Für internationale Wissenschaftler*innen, deren 
Aufenthaltstitel häufig an das Arbeitsverhältnis gebunden ist, ist die Verunsicherung 
besonders groß.  

Im Folgenden schildern wir, unter welchen Voraussetzungen Universitäten und private 
Forschungseinrichtungen das Recht auf Meinungs- und Wissenschaftsfreiheit ihrer 
Angestellten einschränken können und wie Angestellte, im Falle einer unrechtmäßigen 
Sanktion, sich wehren können.  
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Einleitung: Wissenschaftsfreiheit und Arbeitsrecht 

Aus unseren Gesprächen mit internationalen Wissenschaftler*innen an deutschen 
Universitäten und Forschungseinrichtungen wie den Max-Planck-Instituten geht hervor, 
dass Unsicherheit darüber besteht, was sie privat und öffentlich äußern können, ohne 
ihre Anstellung zu gefährden. Diese Unsicherheit geht häufig zurück auf die Kündigung 
des Ethnologen Ghassan Hage durch die Max-Planck-Gesellschaft, nachdem Medien ihn 
aufgrund veröffentlichter Social Media Posts „Israel-Hass“ und Antisemitismus 
vorwarfen. Auch außerhalb der Wissenschaft gab es Entlassungen von Personen, sowohl 
mit Beamtenstatus auf Zeit als auch Angestellte wegen ihrer Positionierung zum Israel-
Palästina-Konflikt . Eine juristische Klärung steht teilweise noch aus. 

Grundsätzlich gilt jedoch: Das deutsche Arbeitsrecht ist, auch für Angestellte im 
öffentlichen Dienst, meinungsäußerungsfreundlich. Die roten Linien, die begrenzen was 
Wissenschaftler*innen privat und beruflich äußern dürfen, können nur unter 
bestimmten Voraussetzungen durch die Arbeitgeber*innen festgelegt werden. Private 
Forschungseinrichtungen, wie die Max-Planck-Gesellschaft oder die Leibniz-
Gemeinschaft, unterliegen als wissenschaftliche Tendenzbetriebe teilweise besonderen 
Regeln. Dies erweist sich insbesondere dort als problematisch, wo wissenschaftlich 
umkämpfte Definitionen – wie zum Beispiel die Arbeitsdefinition von Antisemitismus 
der IHRA – zur Grundlage der ideellen Ausrichtung eines Betriebes gemacht werden. 
Denn als sogenannte „Tendenzträger“ unterliegen angestellte Wissenschaftler*innen 
dieser Institutionen einer erhöhten Treuepflicht. 

Wenn an Universitäten angestellte Wissenschaftler*innen den Eindruck haben, sich 
selbst zensieren zu müssen, begründet sich dies nicht unbedingt aus dem geltenden 
Recht, sondern aus der Arbeitsorganisation des deutschen Wissenschaftsbetriebs. 
Schon länger werden hier befristete Arbeitsverträge, lange Postdoc-Phasen und 
insgesamt die Abhängigkeit von Nachwuchswissenschaftler*innen von Professor*innen 
als mögliche Gefährdung der Wissenschaftsfreiheit angeführt. Oft besteht keine 
Möglichkeit nachzuvollziehen, aus welchen Gründen Verträge nicht verlängert wurden. 
Und selbst bei rechtswidrigen Kündigungen dauern Verfahren lange. Häufig wird hier 
um die Höhe einer Abfindung, nicht um eine Wiederaufnahme des Arbeitsverhältnisses 
verhandelt. Internationale Wissenschaftler*innen, deren Aufenthaltsstatus an das 
Arbeitsverhältnis gebunden ist, befinden sich in einer besonders schwierigen Situation 
entsprechende Verfahren zu führen. 

 

 

 

 

 

https://www.forschung-und-lehre.de/management/max-planck-gesellschaft-trennt-sich-von-ghassan-hage-6228
https://www.forschung-und-lehre.de/management/max-planck-gesellschaft-trennt-sich-von-ghassan-hage-6228
https://taz.de/Streit-ueber-Palaestina-Solidaritaet/!6076476/
http://www.lto.de/recht/nachrichten/n/3sla25424-lag-rheinland-pfalz-berufung-mainz-05-el-ghazi-kuendigung-meinungsfreiheit
http://www.lto.de/recht/nachrichten/n/3sla25424-lag-rheinland-pfalz-berufung-mainz-05-el-ghazi-kuendigung-meinungsfreiheit
https://www.bpb.de/kurz-knapp/lexika/recht-a-z/522643/tendenzbetrieb/
https://www.ecchr.eu/grey-zones/moegliche-folgen-fuer-aufenthaltsstatus-und-staatsbuergerschaft/
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Q1: Kann die Universität oder Forschungseinrichtung mich im 

Bewerbungsgespräch nach meiner politischen Einstellung fragen? 

 

Wertvorstellungen oder politische Einstellungen gehören grundsätzlich 
zur Privatsphäre einer sich bewerbenden Person. Fragen hiernach greifen in ihr 
Persönlichkeitsrecht ein und sind daher grundsätzlich unzulässig. Bei sogenannten 
Tendenzbetrieben und bei wenigen Tätigkeiten, bei denen eine bestimmte politische 
Ausrichtung eine Rolle spielt, kann dies anders sein. Tendenzbetriebe sind Betriebe, die 
unmittelbar und überwiegend ideelle, also politische, konfessionelle, karitative, 
erzieherische, wissenschaftliche, künstlerische oder meinungsbildende Zwecke 
verfolgen. Die Max-Planck-Gesellschaft verfolgt wissenschaftliche Zwecke. Damit gelten 
zahlreiche Max-Planck-Institute (MPI) als solche Tendenzbetriebe. Beschäftigte der MPI, 
die in der Lehre tätig sind, Vorträge halten oder veröffentlichen, sind an den Zweck und 
die Ausrichtung des Betriebes gebunden. Aber auch für diesen Kontext gilt: Im 
Vorstellungsgespräch muss ein*e Bewerber*in von sich aus nur die Umstände 
offenbaren, die ihr*ihm es unmöglich machen würden, den Arbeitsvertrag zu erfüllen 
oder die sonst dem Zweck des Arbeitgebers zuwiderlaufen. Beispielsweise dürfte ein 
Arbeitgeber nach ausländerfeindlichen und rassistischen Auffassungen fragen, wenn die 
einzustellende Person mit Menschen auf der Flucht arbeiten soll. 

Arbeitgeber können auch von den Arbeitnehmenden verlangen, mit dem Arbeitsvertrag 
einen Code of Conduct oder eine Richtlinie zu respektvoller Kommunikation, Anti-
Diskriminierung und ähnlichem anzuerkennen. Hierdurch soll die angestellte Person, an 
die Wertvorstellungen des Arbeitgebers gebunden und ein bestimmtes vom Arbeitgeber 
erwünschtes Verhalten der Beschäftigten sichergestellt werden. Aus solchen Richtlinien 
ergibt sich auch, an welche ideellen Festlegungen eine Arbeit nehmende Person im 
Tendenzbetrieb gebunden ist. Es können auch ideelle Festlegungen in 
Betriebsvereinbarungen getroffen werden, die zwischen Betriebs- oder Personalrat und 
Arbeitgeber abgeschlossen werden. Wenn solche Vereinbarungen die Meinungsfreiheit 
der Beschäftigten zu stark einschränken, sind sie unwirksam. 
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Q2: Welche Maßnahmen können Universitäten bzw. private 

Forschungsinstitutionen als Arbeitgeber*innen ergreifen, um ihre 

Arbeitnehmer*innen aufgrund von Äußerungen zu sanktionieren? 

Auch im Arbeitsverhältnis gilt die grundgesetzlich geschützte 
Meinungsfreiheit. Dies betont das Bundesarbeitsgericht in ständiger Rechtsprechung. 
Zugleich gehört es zu den Nebenpflichten im Arbeitsverhältnis, dass sich Beschäftigte 
gegenüber ihrer*m Arbeitgeber*in „loyal“ verhalten. Dies wird „Treuepflicht“ 
bezeichnet, welche sowohl für Beschäftigte von privaten Arbeitgeber*innen als auch für 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst gilt. Die Treuepflicht ist in erster Linie für 
Äußerungen relevant, in denen ein Bezug zum Arbeitgeber hergestellt wird, also z.B. das 
Logo des Arbeitgebers auf einem Foto oder in einem Video gezeigt wird oder erwähnt 
wird, wo man arbeitet. 

Es gibt grundsätzlich keine Pflicht für Beschäftigte im öffentlichen Dienst, ihr gesamtes 
privates Verhalten so einzurichten, dass das Ansehen der*s öffentlichen Arbeitgebers*in 
nicht beeinträchtigt wird. Politische Auseinandersetzungen am Arbeitsplatz sollen durch 
die Treuepflicht nicht verhindert werden – schließlich gehört die Meinungsfreiheit zu 
den zentralen Werten des Grundgesetzes. 

Beamt*innen unterliegen einer besonderen Mäßigungspflicht auch im 
außerdienstlichen Verhalten und müssen sich aktiv für die sogenannte freiheitlich-
demokratische Grundordnung einsetzen. Das Bundesarbeitsgericht hat aber 
festgestellt, dass nicht jede*r Tarifbeschäftigte eine gesteigerte politische Treuepflicht 
hat. Es muss sich nicht jede*r Angestellte im öffentlichen Dienst aktiv für die freiheitlich-
demokratische Grundordnung einsetzen, wie dies bei Beamt*innen der Fall ist. Zu 
beachten ist aber, dass der TV-L in § 1 Abs. 1 S. 2 vorsieht, dass Beschäftigte sich durch 
ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich demokratischen Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes bekennen müssen. Ihre Verpflichtungen sind daher denen von 
Beamt*innen angenähert. 

Halten Arbeitgeber*innen Äußerungen von Beschäftigten für unzulässig, dann können 
sie eine Abmahnung aussprechen, in Ausnahmefällen (ggf. fristlos) kündigen und im 
Falle von befristeten Verträgen von einer Entfristung oder Verlängerung des befristeten 
Vertrages absehen. Abmahnungen und vor allem Kündigungen sind aber erst zulässig, 
wenn Äußerungen den Rahmen der Meinungsfreiheit verlassen. Diese rote Linie ist aber 
nicht schon dann überschritten, wenn der*die Arbeitgeber*in eine Äußerung falsch oder 
unangemessen findet. 

Das Arbeitsgericht Halle hat die Kündigung des Gastprofessors Ghassan Hage durch die 
Max-Planck-Gesellschaft für wirksam erachtet. Die Entscheidung ist noch nicht 
rechtskräftig. Aus Sicht des Gerichts habe er in mehreren Social Media Posts das 
Existenzrechts Israels in Frage gestellt, und damit gegen die Grundsätze der MPG 
verstoßen. Als Professor sei er aber verpflichtet, der ideellen Ausrichtung des 
Arbeitgebers nicht zu widersprechen, sowohl bei der Ausübung seiner Arbeit als auch 
außerbetrieblich. Die MPG könne sich nicht nur auf die normalen vertraglichen 
Rücksichtnahmepflichten berufen, sondern auch auf die eigenen Grundrechte aus Art. 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/2-azr-479-09/
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://openjur.de/u/567302.html
https://openjur.de/u/567302.html
https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/NJRE001599825
https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
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5 Abs. 3 Satz 1 GG, die Freiheit von Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre. Daher 
habe die MPG das Recht, die bei ihm beschäftigten Personen dazu anzuhalten, bei inner- 
und außerbetrieblich getätigten Meinungsäußerungen die Grundsätze der MPG in 
besonderem Maße zu berücksichtigen und eine Meinung, die diesen widerspricht, 
jedenfalls nicht so zu äußern, dass sie auf Jahre hinaus öffentlich bleibt und mit der MPG 
in Verbindung gebracht werden kann.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html


GREY ZONES, RED LINES 
 

46 
 

Q3: Kommt es dabei darauf an, ob die Äußerung im privaten oder 

beruflichen Umfeld getätigt wurde? 

Die Meinungsfreiheit gilt auch am Arbeitsplatz. Es sind also politische 
Äußerungen und Auseinandersetzungen auch im beruflichen Umfeld 

vom Grundrecht auf Meinungsfreiheit geschützt. Wenn Äußerungen dazu führen, dass 
zum Beispiel keine Vorlesungen stattfinden können, weil es zu gewaltvollen Protesten 
kommt, kann der Arbeitgeber Meinungsäußerungen unterbinden. In sogenannten 
Tendenzbetrieben (siehe oben) kann die Arbeitnehmer*in auch verpflichtet werden, 
sich nicht gegen die ideelle Ausrichtung des Betriebes zu wenden. 

Grundsätzlich gilt, dass politische Äußerungen in der Freizeit und im privaten Umfeld 
den Arbeitgeber nichts angehen. Allerdings verhält es sich anders, wenn Äußerungen 
auch außerhalb des beruflichen Umfeldes Auswirkungen auf das Arbeitsverhältnis 
haben. Dies ist laut Bundesarbeitsgericht dann der Fall, wenn durch die 
Meinungsäußerung der Betriebsfrieden gestört, die allgemeine Aufgabenstellung des 
öffentlichen Arbeitgebers oder das konkrete Aufgabengebiet der*s Beschäftigten 
beeinträchtigt werden. Es muss dann genau geprüft werden, ob tatsächlich die 
Äußerungen einer Person außerhalb des Arbeitsplatzes hierfür Auslöser sind und ihr dies 
vorgeworfen werden kann. 

Eine Äußerung kann also auch dann arbeitsrechtlich problematisch sein, auch wenn ihr 
Inhalt eigentlich von der Meinungsfreiheit gedeckt ist. Wenn zum Beispiel der 
Arbeitgeber sich nicht entsprechend äußern wollte, aber die Äußerung des 
Arbeitnehmers dem Arbeitgeber zugerechnet werden. Grundsätzlich gilt, dass 
Beschäftigte nicht für den Arbeitgeber sprechen dürfen, wenn nicht genau das ihre 
Aufgabe ist oder sie explizit dafür eine Erlaubnis eingeholt haben. Es ist also 
problematisch, wenn ein Bezug zum Arbeitgeber hergestellt werden kann, z.B. indem 
ein Logo oder eine E-Mailadresse des Arbeitgebers genutzt wird oder ein Video vor 
einem Gebäude des Arbeitgebers gedreht oder inhaltlich auf diesen Bezug genommen 
wird. 

Das Internet am Arbeitsplatz und die vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellte E-Mail-
Adresse dürfen grundsätzlich nur für die berufliche Tätigkeit genutzt werden. Die 
Unterzeichnung von offenen Briefen mit einer solchen E-Mail-Adresse kann daher eine 
Pflichtverletzung sein, insbesondere wenn sie nicht in Verbindung zur beruflichen 
Tätigkeit steht. Anders kann es sein, wenn die private Nutzung ausdrücklich erlaubt ist 
oder es eine entsprechende betriebliche Übung gibt. Bei letzterem besteht aber häufig 
eine Unsicherheit, ob es eine solche etablierte Praxis am Arbeitsplatz tatsächlich gibt 
bzw. wie weit sie reicht.  

 

 

 

https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/2-azr-479-09/
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Q4: Wie kann man sich gegen arbeitsrechtliche Maßnahmen 

juristisch zur Wehr setzen? 

Bei einer rechtswidrigen Abmahnung kann man vom Arbeitgeber 
zunächst außergerichtlich die Entfernung der Abmahnung aus der 

Personalakte verlangen. Kommt er dem nicht nach, kann man dies mit einer Klage vor 
dem Arbeitsgericht weiterverfolgen. Oft empfiehlt es sich allerdings, stattdessen nur 
eine Gegendarstellung zur Abmahnung zur Personalakte nehmen zu lassen. 

Gegen eine normale oder fristlose Kündigung kann innerhalb von drei Wochen 
Kündigungsschutzklage erhoben werden. Auch eine rechtswidrige Kündigung wird 
wirksam, wenn sie nicht vor Gericht angegriffen wird.  

Wird ein befristeter Vertrag nicht entfristet oder verlängert, kann auch hiergegen 
innerhalb von drei Wochen nach dem vorgesehenen Vertragsende Klage auf Entfristung 
zum Arbeitsgericht erhoben werden. Da es jedoch grundsätzlich keinen Anspruch auf 
Entfristung oder einen erneuten befristeten Vertrag gibt, ist dies in Bezug auf inhaltliche 
Gründe nur in wenigen Fällen erfolgversprechend und es kommt auf die Umstände des 
Einzelfalles an. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/kschg/__4.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kschg/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kschg/__7.html
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Q5: Welche Pflichten hat die Universität bzw. private 

Forschungsinstitution als Arbeitgeberin, Arbeitnehmer*innen vor 

Verleumdungen oder Bedrohungen, z. B. Hate Speech, zu 

schützen? 

Beschäftigte im öffentlichen Dienst, aber auch in der Privatwirtschaft haben einen 
Anspruch gegen ihre*n Arbeitgeber*in auf Schutz vor Verleumdungen oder 
Bedrohungen sowohl durch Kolleg*innen als auch durch Dritte. 

Der*die Arbeitgeber*in hat gegenüber den Beschäftigten eine Fürsorgepflicht. Diese 
sind das Gegenstück zur Loyalitäts- und Treuepflicht der Beschäftigten. Der*die 
Arbeitgeber*in hat das Arbeitsverhältnis so einzurichten, dass die Beschäftigten gegen 
Gefahr für Leben und Gesundheit so gut wie möglich geschützt sind. Wenn Kolleg*innen 
sich diskriminierend oder beleidigend äußern oder verhalten, ist der*die Arbeitgeber*in 
verpflichtet, einzuschreiten. Dies gilt insbesondere dann, wenn sich Verleumdungen 
oder Bedrohungen zum Mobbing werden. Bestandteil der Fürsorgepflicht des 
Arbeitgebers ist es, ein Arbeitsumfeld zu schaffen, in dem absolute Rechte wie das 
allgemeine Persönlichkeitsrecht nicht – zumal nicht systematisch – verletzt werden, 
auch nicht durch das Verhalten von Vorgesetzten und Kolleg*innen. Dies muss der*die 
Arbeitgeber*in durch geeignete Maßnahmen sicherstellen, sobald entsprechende 
Konflikte oder Probleme auftreten. 

Nach außen hin hat der*die Arbeitgeber*in weniger Einfluss. Bei Drohungen gegen 
beschäftigte Personen durch Dritte, muss der*die Arbeitgeber*in im Rahmen des ihm 
Möglichen und Zumutbaren seine Beschäftigten schützen. Fordern dritte Personen 
unter Androhung von Nachteilen für den Arbeitgeber die Kündigung einer*s 
Beschäftigten, ohne dass es einen Grund im Verhalten oder der Person der*s 
Beschäftigten gibt, darf der*die Arbeitgeber*in dem nicht einfach nachgeben, sondern 
muss sich schützend vor die*n Beschäftigte*n stellen. Nur wenn das nicht gelingt und 
dem Arbeitgeber bei Verwirklichung der Drohung schwerer Schaden droht, etwa 
wichtige Partner die Kooperation wegen unliebsamer Äußerungen einer*s 
Beschäftigten beenden wollen, kommt eine Kündigung der*s Beschäftigten in Betracht. 
Die Kündigung muss dann das einzig praktisch in Betracht kommende Mittel sein, um 
den Schaden abzuwenden. Es ist außerdem zu berücksichtigen, inwieweit der 
Arbeitgeber die Drucksituation selbst durch sein Verhalten herbeigeführt hat.  

Bei Beamt*innen sind die Anforderungen an den Dienstherrn – ebenfalls spiegelbildlich 
zu den gesteigerten Anforderungen an sie – höher. Sie haben einen weitergehenden 
Anspruch darauf, dass der Dienstherr sich schützend vor sie stellt (§ 45 BeamtStG/§ 78 
BBG). Der Dienstherr muss Beamt*innen auch vor ungerechtfertigten Angriffen, die 
keine strafbaren Handlungen darstellen, z.B. unwahren Medienberichten, schützen 
(unter Umständen durch öffentliche Klarstellung). Die unbewiesene Behauptung, die 
Dienstkraft habe vorsätzlich rechtswidrig gehandelt, ist üblicherweise ehrrührig und 
geeignet, ihr Bild in der Öffentlichkeit negativ zu beeinflussen (OVG Bremen vom 
10.09.2018 – 2 B 213/18). Aus diesen Gründen können die Beamt*innen etwa verlangen, 
dass sich der Dienstherr bei öffentlichen Vorwürfen durch Dritte, etwa die Presse, 
schützend vor sie stellt. 

https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__618.html
https://www.bag-urteil.com/31-01-1996-2-azr-158-95/
https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/6-azr-420-12/
https://www.gesetze-im-internet.de/beamtstg/__45.html
https://research.wolterskluwer-online.de/document/160da720-801b-4307-b4bf-c79b118494d9
https://research.wolterskluwer-online.de/document/160da720-801b-4307-b4bf-c79b118494d9
https://www.oberverwaltungsgericht.bremen.de/sixcms/media.php/13/2_B_213_18_Beschluss_anonym_Entscheidungsmodul.pdf
https://www.oberverwaltungsgericht.bremen.de/sixcms/media.php/13/2_B_213_18_Beschluss_anonym_Entscheidungsmodul.pdf
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Q6: Welche Möglichkeiten haben Arbeitnehmer*innen an 

Universitäten, sich gegen Benachteiligung durch ihre 

Arbeitgeberinnen zu wehren? 

Eine an der Universität angestellte Person wird durch das Arbeitsrecht 
und teilweise das Antidiskriminierungsrecht geschützt und kann grundsätzlich auf 
verschiedene Weise gegen Benachteiligungen vorgehen. Besonders schwierig ist dies 
jedoch bei befristeten Verträgen: Denn der Arbeitgeber benötigt grundsätzlich keinen 
besonderen Grund, um einen befristeten Arbeitsvertrag nicht zu verlängern. Es muss 
also gut belegt sein, dass ein Zusammenhang zwischen der Nichtverlängerung eines 
Vertrages und Äußerungen der betroffenen Person besteht, die von der 
Meinungsfreiheit geschützt sind. Dies ist oft schwer zu beweisen. Wenn es aber gelingt, 
verstößt es gegen das Maßregelungsverbot (§ 612a BGB), wenn der Arbeitgeber wegen 
dieser Äußerungen einen Vertrag nicht entfristet oder verlängert. Das 
Maßregelungsverbot verbietet es Arbeitgeber*innen, Arbeitnehmer*innen zu 
benachteiligen, weil sie in zulässiger Weise ihre Rechte ausüben. Die betroffene Person 
kann dann jedoch nicht verlangen, dass ein neuer Arbeitsvertrag mit ihr abgeschlossen 
wird, sondern hat einen Anspruch auf Schadensersatz.  

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) schützt nicht ausdrücklich vor 
Diskriminierungen wegen politischer Ansichten. Es ist in § 1 AGG jedoch der Schutz vor 
Benachteiligungen aus Gründen der Religion oder Weltanschauung enthalten. Unter 
„Weltanschauung“ lassen sich auch politische Anschauungen fassen. Voraussetzung ist 
laut Bundesarbeitsgericht jedoch, dass es sich dabei um ein „systematisches 
Gesamtgefüge“ handelt, das jedenfalls ein Mindestmaß an Systembildung und 
Weltdeutung hat. Das Arbeitsgericht Berlin hat die politische Überzeugung „Marxismus-
Leninismus” als Weltanschauung im Sinne von § 1 AGG angesehen. In diesem Bereich ist 
einiges umstritten und es muss jeweils der Einzelfall geprüft werden. Politische 
Äußerungen zum Konflikt zwischen Israel und Gaza unterfallen vermutlich nicht 
ausdrücklich dem Schutz des AGG. 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/7-azr-150-10/
https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/9-azr-253-22/
https://openjur.de/u/280609.html
https://www.gesetze-im-internet.de/agg/__1.html
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Q7: Kann ich mich als Beschäftigte*r an den Betriebs- oder 

Personalrat zwecks Unterstützung wenden? 

Ja, der Betriebsrat/Personalrat hat die Aufgabe, Beschäftigte zu 
unterstützen. Er kann zwar keine Vertretung vergleichbar mit einer 

anwaltlichen Vertretung leisten und auch keine Rechtsberatung geben. Er kann aber 
zum Beispiel bei Gesprächen mit dem Arbeitgeber dabei sein. Es ist auch möglich, beim 
Betriebsrat eine Beschwerde über den Arbeitgeber einzureichen. Wenn dieser sie für 
berechtigt hält, hat er beim Arbeitgeber auf Abhilfe hinzuwirken.  
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4. Diffamierung 

Wissenschaftsfreiheit und Medienrecht 

 

Zur Arbeit von Wissenschaftler*innen gehört die Kommunikation von 
Forschungsergebnissen. Zur öffentlichen Debatte tragen sie mit ihrer Expertise bei – im 
Radio und Fernsehen oder über soziale Medien. In der aktuell aufgeheizten Diskussion 
über den israelisch-palästinensischen Konflikt und seine historischen Ursachen 
reagierten Journalist*innen, Politiker*innen oder Privatpersonen wiederholt auf ihnen 
nicht genehme Äußerungen von Wissenschaftler*innen mit persönlicher Diffamierung. 
Eine Auseinandersetzung mit deren Argumenten fand in der Regel nicht statt. Auf die 
öffentliche Diffamierung folgten anonyme Drohungen. Ein derartiges Vorgehen hat 
gravierende Folgen für das Wohl der betroffenen Wissenschaftler*innen, beeinträchtigt 
ihre Karriere und behindert die Publizierung ihrer Forschung.  

Der folgende Abschnitt thematisiert Diffamierung in der deutschen Diskussion über den 
Israel-Palästina-Konflikt und erörtert Fragen, die sich die aufgrund der 
Forschungstätigkeit und -kommunikation der von Diffamierung betroffenen 
Wissenschaftler*innen stellen. Dabei sind jeder Fall und jede Äußerung individuell und 
im Kontext zu betrachten. Im Zweifelsfall empfiehlt sich anwaltliche Beratung.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://scicomm-support.de/
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Einleitung: Wissenschaftskommunikation, Diffamierung und Medienrecht 

Mit Blick auf ihre Forschung zum Israel-Palästina-Konflikt, seine historischen Ursachen 
und die Dynamiken der politischen Gewalt, berichten Nahostexpert*innen in 
Deutschland von Selbstzensur. Im Kontext der deutschen Debatte über den Konflikt sind 
Wissenschaftler*innen und Hochschulangehörige – Befürworter*innen ebenso wie 
Kritiker*innen israelischer Initiativen – betroffen von einer hitzigen politischen Debatte, 
in der es oft weniger um den Austausch von Argumenten als um die Diskreditierung 
Einzelner geht. Dies beschädigt nicht nur die betroffenen Wissenschaftler*innen, 
sondern unterminiert auch die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehende akademische 
Expertise. 

Häufig wird Wissenschaftler*innen, die Israel öffentlich wegen der gegen 
Palästinenser*innen verübten Gewalt kritisieren, Antisemitismus vorgeworfen, 
mehrfach wurden Veranstaltungen, akademische Preisverleihungen oder 
Gastprofessuren abgesagt. Die Medien berichteten über prominente Fälle, unter 
anderem Judith Butler und Nancy Fraser. Doch sie sind bei weitem nicht die einzigen 
Wissenschaftler*innen, deren Kritik an Israel als „israelbezogener Antisemitismus“ 
verurteilt wurde. Derartige Vorwürfe schaden der akademischen Karriere. Für 
Nachwuchswissenschaftler*innen sind sie damit besonders hart. 

Antisemitismusforschende sind sich einig, dass eine adäquate Antisemitismusdefinition 
moderne Formen des Antisemitismus einbeziehen muss. Diese manifestieren sich häufig 
jedoch wesentlich subtiler als der Antisemitismus früherer Zeit. Auf eine exakte 
Definition konnte sich die wissenschaftliche Gemeinschaft daher bislang nicht einigen. 
Strittig ist insbesondere, wo die Grenze zwischen antisemitischer und legitimer Kritik am 
Staat Israel verläuft. Befürwortende der Jerusalemer Erklärung zum Antisemitismus 
argumentieren insofern, dass die in der Arbeitsdefinition von Antisemitismus der IHRA 
aufgelisteten Beispiele für israelbezogenen Antisemitismus herangezogen würden, um 
unerwünschte Kritik an der israelischen Politik zum Schweigen zu bringen. 

Das Medienrecht regelt, ab wann es sich bei einer öffentlichen Anschuldigung oder Kritik 
um unzulässige Äußerungen handelt. In Fällen von Hetze und Aufstachelung zum Hass 
definieren Strafrecht und Antidiskriminierungsgesetze die Grenzen der 
Meinungsfreiheit. Die Rechtsmittel, auf Betroffene zurückgreifen können, bieten 
allerdings keine Abhilfe gegen Rufschädigung. Überdies warnen Expert*innen, dass der 
Rechtsweg eine teure Option sein kann und den jeweiligen Fall noch weiter ins Licht der 
Öffentlichkeit rückt. Relevante Anregungen finden Wissenschaftler*innen, die mit 
dieser Situation konfrontiert sind und rechtliche Schritte in Erwägung ziehen, im 
Leitfaden von scicommsupport. Wichtig ist jedoch vor allem die öffentliche Bekräftigung 
der wissenschaftlichen Freiheit der Hochschulbeschäftigten durch die Universitäten 
selbst. Gleichgültig, ob diese der jeweiligen Äußerung zustimmen oder nicht: Als 
Arbeitgebende müssen sie zur Meinungsfreiheit ihrer Angestellten stehen. Dies ist nicht 
zuletzt auch im Arbeitsrecht geregelt. 

 

https://www.interact.fu-berlin.de/News/Grimm-DW7O.html
https://staatsraison.net/
https://staatsraison.net/
https://jerusalemdeclaration.org/
https://holocaustremembrance.com/resources/working-definition-antisemitism
https://scicomm-support.de/hilfe-unterstuetzung/leitfaden/
https://www.ecchr.eu/grey-zones/sanktionen-am-arbeitsplatz/
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Q1: Welche öffentlichen Äußerungen können als unzulässig 

betrachtet werden? Wie erkenne ich die Grenze zwischen Kritik und 

Beleidigung, damit ich rechtliche Schritte einleiten kann? 

Unrechtmäßige öffentliche Aussagen oder Äußerungen gegenüber 
Dritten können – unabhängig davon, ob sie beleidigend, unwahr oder rufschädigend 
sind –, die allgemeinen Persönlichkeitsrechte der betroffenen Person verletzen und 
sogar einen Verstoß gegen strafrechtliche Normen darstellen. Dabei kommt es in der 
rechtlichen Einordnung zunächst darauf an, ob es sich bei der fraglichen Aussage um 
eine Meinungsäußerung oder eine Tatsachenbehauptung handelt. 

• Tatsachenbehauptungen sind überprüfbar, das heißt sie können wahr oder 
unwahr sein. Ist die Aussage nachweislich falsch, ist ihre Verbreitung in der Regel 
rechtswidrig, da sie gegen das Allgemeine Persönlichkeitsrecht verstößt.  

• Meinungsäußerungen sind Stellungnahmen oder Werturteile, die in der Regel 
grundrechtlich geschützt sind, auch wenn sie scharf, polemisch oder überspitzt 
formuliert werden. Unzulässig sind Meinungsäußerungen nur, wenn sie als 
Schmähkritik oder Formalbeleidigung einzustufen sind und damit das vom 
Grundgesetz geschützte Allgemeine Persönlichkeitsrecht verletzen. 
Grundsätzlich gilt es, das Recht auf freie Meinungsäußerung und das Recht auf 
Schutz der Persönlichkeit im Einzelfall gegeneinander abzuwiegen.  

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/englisch_gg/englisch_gg.html
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Q2: Welche konkreten Möglichkeiten der Gegenwehr habe ich? 

Stellt die Äußerung eine Straftat dar, kann eine Strafanzeige in 
Erwägung gezogen werden. Straftaten sind etwa: Beleidigung (§ 185 
StGB), üble Nachrede (§ 186 StGB) und Verleumdung (§ 187). Ein 

Strafantrag ist im Falle der vorgenannten Äußerungsdelikte binnen drei Monaten nach 
dem Vorfall zu stellen. Dies kann bei der zuständigen Polizeidienststelle, online oder 
anwaltlich erfolgen. Soll eine Äußerung so schnell wie möglich gestoppt werden, bietet 
es sich an, zivilrechtlich vorzugehen (siehe unten). 

Besonders wichtig ist hier, die entsprechenden Beweise zu den fraglichen Äußerungen 
zu sichern. Bei Äußerungen im Internet muss dies so schnell wie möglich erfolgen, da 
diese gelöscht werden können, wie etwa bei Stories auf Social Media, die in der Regel 
nur 24 Stunden sichtbar sind.  

• Es sollten Screenshots mit Zeitstempel erstellt werden. Da die Äußerungen immer 
im Kontext geprüft werden, müssen auch die Vorgeschichte, frühere Äußerungen 
oder sich auf diese beziehende Kommentare in den sozialen Medien erfasst 
werden. 

• Um einen effektiven Rechtsschutz zu gewährleisten, ist es wichtig, Name, 
Adresse, Mailadresse der rechtsverletzenden Person zu haben: Ohne 
zustellfähige Adresse, sind zwar außergerichtliche Maßnahmen, jedoch nicht der 
Gang zum Gericht möglich.  

Wichtig: Bereits getroffene Äußerungen können auch dann für die Zukunft untersagt 
werden, selbst wenn sie nicht mehr online abrufbar sind. Eine schnelle Sicherung der 
Beweise ist hier geboten.  

Eine vorbeugende Untersagung von erwarteten Äußerungen ist zwar grundsätzlich 
möglich, kann jedoch nur unter sehr strengen Voraussetzungen erfolgen. Präventiver 
Schutz vor bestimmten Äußerungen ist in der Regel nicht möglich.  

Grundsätzlich sind folgende Aspekte im Zusammenhang mit dem Vorgehen gegen 
Diffamierung zu bedenken:   

• Eine (außer-)gerichtliche Auseinandersetzung kann (erneute) mediale 
Aufmerksamkeit erzeugen. 

• Es gilt das Recht auf “Gegenschlag”: Je kritischer und drastischer die Äußerung 
zu einer Person ist, desto mehr muss in Bezug auf Äußerungen gegenüber der 
eigenen Person hingenommen werden. 

• Selbstöffnung: Der Schutz der Privatsphäre entfällt bei der sogenannten 
Selbstöffnung. Je mehr eine Person von sich in der Öffentlichkeit preisgibt oder je 
mehr sie sich in die Öffentlichkeit begibt, desto mehr Berichterstattung über 
diesen öffentlichen Bereich muss sie dulden.  

https://www.gesetze-im-internet.de/englisch_stgb/englisch_stgb.html#p1891
https://www.gesetze-im-internet.de/englisch_stgb/englisch_stgb.html#p1893
https://www.gesetze-im-internet.de/englisch_stgb/englisch_stgb.html#p1895
https://www.online-strafanzeige.de/
https://hateaid.org/en/create-legally-compliant-screenshots-how-does-it-work/
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• Bei eigener Veröffentlichung und Unsicherheit über die Rechtmäßigkeit der 
Äußerung kann und sollte die Wortberichterstattung vorab durch eine 
spezialisierte Kanzlei geprüft werden.  

  



GREY ZONES, RED LINES 
 

56 
 

Q3: Wie kann ich mich wehren, wenn mein Bild ohne mein 

Einverständnis für Hetzkampagnen verwendet wird? 

Die unautorisierte Verwendung von Fotos, beispielsweise im Rahmen 
von (medialen) Hetzkampagnen, kann einen Eingriff in das Recht am 

eigenen Bild darstellen. Dies ist besonders problematisch, wenn Bilder 
kontextverändernd, stigmatisierend oder entwürdigend eingebettet werden.  

Grundsätzlich gilt: Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung der abgebildeten Person 
veröffentlicht werden, § 22 KUG. Ausnahmen gelten bei Personen der Zeitgeschichte 
oder Ereignissen von öffentlichem Interesse, § 23 KUG. Doch auch in diesen Fällen kann 
die Veröffentlichung rechtswidrig sein, wenn die Darstellung herabwürdigend, aus dem 
Zusammenhang gerissen oder gezielt diffamierend erfolgt. Die notwendige Einwilligung 
muss nicht ausdrücklich ausgesprochen werden, sie kann auch konkludent, d.h. 
stillschweigend durch Verhalten oder Handlungen der abgebildeten Person erklärt sein. 
Dies ist z.B. gegeben, wenn sich eine Person vor die Kamera stellt, posiert, lächelt oder 
ein Interview gibt.  

Grundsätzlich ist die mediale Bildberichterstattung durch die Pressefreiheit geschützt. 
Dies gilt jedoch nur, wenn eine Einwilligung der abgebildeten Person oder ein 
Ausnahmetatbestand nach § 23 KUG vorliegt. Bei Bildern von Privatpersonen, die sich 
nicht in der Öffentlichkeit bewegen und/oder Darstellung ohne sachlichen Kontextbezug, 
überwiegt in der Regel das Persönlichkeitsrecht, und die Bildnutzung kann untersagt 
werden. 

Davon ausgenommen sind unter Umständen:  

• Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte, zum Beispiel Abbildungen von 
Personen, an denen ein berechtigtes öffentliches Informationsinteresse besteht. 
Dazu zählen unter anderem Politiker*innen, Aktivist*innen oder Personen, die 
sich bewusst in die öffentliche Debatte einbringen. Auch Teilnehmende an 
Demonstrationen oder öffentlichen Veranstaltungen können darunterfallen, 
allerdings nur im Kontext der Berichterstattung über das jeweilige Ereignis. Die 
betreffende Person muss nicht notwendigerweise bereits vorher von 
öffentlichem Interesse gewesen sein.   

• Bilder von Versammlungen, Aufzügen und ähnlichen Vorgängen: Bei öffentlichen 
Versammlungen, Demonstrationen und ähnlichen Versammlungen, dürfen 
Fotos der Veranstaltung, auf denen Personen erkennbar sind, veröffentlicht 
werden. Dies gilt jedoch in der Regel nicht für Nahaufnahmen einzelner 
Personen, wenn die Betroffenen nicht etwa durch einen Redebeitrag oder 
andere Handlungen im Vordergrund stehen oder dadurch stigmatisiert oder 
diffamiert werden.   

Folgende Rechtsmittel stehen zur Verfügung:  

• Zivilrechtlich kann zunächst eine Abmahnung erfolgen, mit der eine 
Unterlassungserklärung verlangt wird. Erfolgt keine Reaktion oder wird nicht 

https://www.gesetze-im-internet.de/kunsturhg/__23.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kunsturhg/__23.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kunsturhg/__23.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kunsturhg/__23.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kunsturhg/__23.html
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unterzeichnet, kann der Unterlassungsanspruch gerichtlich geltend gemacht 
werden (§§ 823, 1004 BGB analog).  

• Strafrechtlich ist eine vorsätzliche unzulässige Veröffentlichung eines Bildnisses 
strafbar und kann mit Geld- oder Freiheitsstrafe geahndet werden.  

 Auch im Bereich der Bildrechte ist eine ordentliche Dokumentation der 
Rechtsverletzung wichtig. Die Veröffentlichung eines Bildnisses sollte mithin samt 
Kontext rechtssicher und mit Zeitstempel abgespeichert werden.  

Im Zusammenhang mit Aussagen und Protesten zum israelisch-palästinensischem 
Konflikt wird die identifizierende Darstellung von Aktivist*innen oder Forschenden 
zunehmend als Druckmittel eingesetzt. Es gibt Fälle, in denen Medien und Personen 
sensible Daten wie Namen und Fotos von betroffenen veröffentlichen und diese in einen 
falschen Kontext setzen. Dabei handelt es sich häufig um rechtswidrige Eingriffe in das 
Persönlichkeitsrecht. In solchen Fällen ist anwaltliche Beratung geboten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__823.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__1004.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kunsturhg/__33.html
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5. Rechtsfolgen für migrantische 
Wissenschaftler*innen und Studierende  

Wissenschaftsfreiheit und Aufenthaltsrecht 

 

Nicht alle Wissenschaftler*innen und Studierende, die durch die Organisation von 
Konferenzen und anderen Veranstaltungen, als Vortragende im akademischen Kontext 
oder als Demonstrierende auf den Straßen ihrer Solidarität mit dem palästinensischen 
Volk Ausdruck verleihen und ein Ende des Genozids fordern, haben einen deutschen 
Pass oder wurden durch Einbürgerung deutsche Staatsangehörige. Ihr Aufenthaltstitel 
in Deutschland oder ihre staatsbürgerlichen Rechte als Deutsche sind daher potenziell 
in Gefahr, wenn Universitäten oder Forschungseinrichtungen Disziplinarmaßnahmen 
gegen sie verhängen oder sie sich mit privaten Äußerungen strafbar machen. Die 
negativen Konsequenzen dieser Sanktionen potenzieren sich durch 
migrationsrelevante, aufenthaltsrechtliche und die Staatsbürgerschaft regelnden 
Gesetze, und das mit einer Beteiligung an akademischen und öffentlichen Debatten 
verbundene Risiko steigt.  

Im folgenden Abschnitt diskutieren wir Rechtsfragen, die eingewanderte 
Wissenschaftler*innen und Studierende bei der Verteidigung ihrer akademischen 
Freiheiten berücksichtigen müssen. In diesem Zusammenhang erörtern wir den 
generellen Rückgriff auf Aufenthaltsrecht und Staatsangehörigkeit als Mittel zur 
Beschränkung des öffentlichen Diskurses und zur Ausgrenzung weiter Teile unserer 
Gesellschaft aus der Teilhabe an demokratischen Prozessen und Debatten. 
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Einleitung: Wissenschaftsfreiheit und Aufenthaltsrecht – Diskursverengung durch 

die Hintertür 

In Folge der stärkeren internationalen Ausrichtung deutscher Hochschulen profitiert die 
deutsche Hochschullandschaft zunehmend von der Expertise internationaler 
Wissenschaftler*innen in Forschung und Lehre. Auch internationale Studierende prägen 
an vielen Universitäten die Studierendenschaft. Viele von ihnen äußern das Gefühl, dass 
sie sich in der Diskussion über den Konflikt zwischen Israel und Palästina in Deutschland 
in einer Grauzone bewegen. Diese Grauzone betrifft wissenschaftliche Erklärungen und 
Beurteilungen der israelischen Siedlungspolitik und der genozidalen Gewalt gegen die 
palästinensische Bevölkerung in Gaza, aber auch die Verwendung von Slogans und 
Symbolen in Solidarität mit Palästinenser*innen. Durch diese Grauzone verlaufen 
gesellschaftliche und staatlich gezogene rote Linien, deren genauer Verlauf für viele 
Betroffene kaum vorherzusehen ist. Diese roten Linien werden in der Regel dort 
erfahrbar, wo Institutionen und gesellschaftliche Akteure geäußerte wissenschaftliche 
oder politische Positionen in Bezug auf den israelischen Staat als antisemitisch 
deklarieren, verbunden mit der Absage von Veranstaltungen, Ausladung von Gästen, 
Kündigungen, Sanktionen oder Strafanzeigen. Dies zeigt sich zum Beispiel in der 
Entscheidung des Max-Planck-Gesellschaft dem renommierten Australisch-
Libanesischer Anthropologen, Prof. Ghassan Hage zu kündigen, der Absage von 
unterschiedlichen Veranstaltungen auf Druck von Universitätsleitungen oder dem 
inzwischen für rechtswidrig erklärtem Einreiseverbot des Britisch-Palästinensischem 
Chirurg Ghassan Abu-Sitta, der auf dem Palästina-Kongress über seine Erfahrung der 
Behandlung von Überlebenden Israels genozidaler Gewalt berichten sollte. Da viele Fälle 
nicht an die Öffentlichkeit geraten, liegen keine Zahlen dazu vor, wie viele Personen 
betroffen sind. 

Dort wo die gesellschaftliche Aushandlung ins Arbeits- und Strafrecht verlagert wird, 
verschärft das Aufenthalts- und Staatsbürgerschaftsrecht die Konsequenzen für nicht-
deutsche Staatsbürger*innen. Zum einen können strafrechtliche Ermittlungen und der 
Verlust des Arbeitsplatzes aufenthaltsrechtliche Konsequenzen haben. Für nicht-
europäische Wissenschaftler*innen ist zum Beispiel das Visum in der Regel an den 
Arbeitsvertrag gebunden. Entscheidet der Arbeitgeber sich zur Kündigung, bedeutet 
dies, dass die Person ihren Aufenthaltstitel verliert. In Berlin berichten 
Strafverteidiger*innen außerdem, dass die Polizei unverzüglich die Ausländerbehörde 
überaufgenommene Strafverfahren informiert, die sodann laufende 
aufenthaltsrechtliche Verfahren pausiert. Für betroffene Personen kann dies bedeuten, 
dass sie bis zum Abschluss des Strafverfahrens lediglich eine Fiktionsbescheinigung 
ausgestellt bekommen. Bei Verurteilung droht darüber hinaus der Verlust des 
Aufenthaltsrechts und die Ausweisung. 

Was wir im Rahmen dieses Projektes für internationale und migrantische 
Wissenschaftler*innen aufzeigen betrifft in der Praxis in einem ungleich größeren Maße 
Palästinenser*innen und die breitere, außeruniversitäre Protestbewegung in Solidarität 
mit Palästina. Dieses Vorgehen in den aktuellen Auseinandersetzungen um den Israel-
Palästina-Konflikt gab es seit den Anfängen der Bundesrepublik auch in anderen 
Konstellationen, bspw. im Zusammenhang mit Protesten gegen das Vorgehen der 

https://www.ecchr.eu/grey-zones-about/
https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/vg24k49324-vg-berlin-palaestina-kongress-betaetigungsverbot-demonstrationen
https://www.ecchr.eu/grey-zones/sanktionen-am-arbeitsplatz/
https://www.ecchr.eu/grey-zones/proteste-und-besetzungen/
https://www.ecchr.eu/grey-zones/proteste-und-besetzungen/
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türkischen Regierung gegen die Kurden. In der Konsequenz werden damit 
verfassungsrechtliche Fragen zum Schutzbereich der Meinungs- und 
Wissenschaftsfreiheit für nicht deutsche Staatsbürger*innen und eingebürgerte 
Deutsche ins Aufenthaltsrecht verlagert. Sie zahlen einen hohen Preis, wenn sie in dieser 
Grauzone vermeintliche rote Linien übertreten – und werden so an der Teilnahme am 
wissenschaftlichen und öffentlichen Diskurs gehindert. Gleichzeitig gerät der nach wie 
vor in Deutschland institutionell und gesellschaftlich verankerten Antisemitismus, den 
es zu bekämpfen gilt, aus dem Blick. 
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Q1: Inwieweit kann der Staat meine politische Betätigung legal 

einschränken, insbesondere, wenn ich nicht die deutsche 

Staatsangehörigkeit besitze? 

Grundsätzlich ist Drittstaatenangehörigen im Rahmen der allgemeinen 
Rechtsvorschriften (beispielsweise nach dem Versammlungs- oder Vereinsrecht) die 
politische Betätigung in Deutschland erlaubt. Dieses Recht ergibt sich unmittelbar aus 
dem Grundrecht auf freie Meinungsäußerung. Die politische Betätigung von 
Drittstaatsangehörigen, die dem Regelungsbereich des Aufenthaltsrechts unterfallen, 
kann aber unter bestimmten Umständen von der Ausländerbehörde beschränkt oder 
untersagt werden. Diese kann einer Person die Teilnahme an einer Demonstration 
generell oder zu einem bestimmten Anlass oder auch eine Rede bei einer Veranstaltung 
verbieten.  

Eine behördlich angeordnete Einschränkung oder das Verbot der politischen Betätigung 
darf allerdings nur bei Vorliegen einer sogenannten Gefährdungslage erfolgen. Ein 
Verstoß gegen geltendes Recht stellt gegebenenfalls einederartige Gefährdungslage 
dar. Dabei kann die Ausländerbehörde nur eine spezifische Tätigkeit, nie jedoch die 
politische Betätigung generell verbieten. Darüber hinaus kann die Behörde die politische 
Betätigung einschränken, wenn diese in ihrer Ansicht den außenpolitischen Interessen 
oder den völkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland 
widerspricht. Nach aktueller Rechtsmeinung ist dieser Tatbestand jedoch sehr 
engauszulegen. Weiterhin kann das politische Engagement eingeschränkt werden, wenn 
es die politische Willensbildung in der Bundesrepublik beeinträchtigt oder gefährdet. 
Die Beteiligung an einer leidenschaftlich und kontroversgeführten politischen Debatte 
rechtfertigt insofern keinen behördlichen Eingriff, solange keine schützenswerten Reche 
Dritter verletzt werden.  

In bestimmten Fällen ist die Ausländerbehörde dazu verpflichtet die politische 
Betätigung zu untersagen. Dies ist dann der Fall, wenn sie die freiheitlich demokratische 
Grundordnung oder die Sicherheit der BundesrepublikDeutschland gefährdet sieht. Sie 
muss eine politische Betätigung auch dann untersagen, wenn Vereinigungen politische 
Bewegungen oder Gruppen innerhalb oder außerhalb des Bundesgebiets unterstützt 
werden, die imBundesgebiet Anschläge gegen Personen oder Sachen oder außerhalb 
des Bundesgebiets Anschläge gegen Deutsche oder deutsche Einrichtungen veranlasst, 
befürwortet oder angedroht haben. In Fällen mit Palästina-Bezug wirddie politische 
Betätigung aktuell unter anderem mit dem Vorwurf der Terrorismusunterstützung 
verboten, da es sich bei Hamas und PFLP aus Sicht der EU um Terrororganisationen 
handelt.  

Personen, denen die Äußerung ihrer politischen Überzeugung versagt wird, können mit 
einem Widerspruch oder einer Anfechtungsklage gegen die behördliche Entscheidung 
vorgehen. Beide Rechtsmittel haben aufschiebendeWirkung. Solange das Rechtsmittel 
noch anhängig ist, kann das Verbot nicht vollzogen werden, und die Betroffenen dürfen 
sich trotz Verbot weiterhin politisch betätigen. Die Behörde kann und wird aber in der 
Regel die sofortigeVollziehbarkeit des Verbots anordnen. In diesem Fall können die 
Betroffenen einen Eilrechtsschutzantrag beim Verwaltungsgericht stellen oder bei der 

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__47.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__47.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/BJNR195010004.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/BJNR000170960.html#BJNR000170960BJNG001001308
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zuständigen Behörde im Rahmen des Widerspruchsverfahrens die Aussetzung der 
Vollziehung beantragen (siehe: „Rechtsmittel“ unten). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/BJNR000170960.html#BJNR000170960BJNG001001308
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/BJNR000170960.html#BJNR000170960BJNG001001308
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Q2: Welche Konsequenzen haben strafrechtliche Ermittlungen für 

meinen Aufenthaltstitel? 

Wird wegen des Verdachts einer Straftat oder einer 
Ordnungswidrigkeit polizeilich ermittelt, hat die Ausländerbehörde in 

der Regel die Entscheidung über einen Antrag auf Erteilung oder Verlängerung eines 
Aufenthaltstitels bis zum Abschluss des Ermittlungsverfahrens auszusetzen. Dies ist 
insbesondere relevant bei Personen, deren Aufenthaltstitel in naher Zukunft abläuft 
oder noch aussteht. Davon betroffen sind Studierende oder Wissenschaftler*innen, 
deren Visa oder Aufenthaltstitel in der Regel nur vorläufig oder kurzfristig ausgestellt 
werden. 

In manchen Fällen kann die Ausländerbehörde jedoch ohne Rücksicht auf den Ausgang 
des Verfahrens über den Aufenthaltstitel entscheiden. Es ist dann u.a. entscheidend 
welche Strafe im Falle einer Verurteilung verhängt werden könnte, was wiederum vom 
Tatvorwurf selbst abhängt. Wird eine Person beispielsweise der Aufhetzung zum Hass 
oder der Verwendung von Symbolen verfassungsfeindlicher oder terroristischer 
Organisationen beschuldigt, muss sie mit einer Verurteilung zu einer Geldstrafe oder 
einer Freiheitsstrafe von bis zu fünf Jahren rechnen. Der Antrag auf Erneuerung des 
Aufenthaltstitels kann in diesem Fall bis zum Abschluss der Ermittlungen ausgesetzt 
werden. Dagegen ist der Vorwurf der Fahrlässigkeit nicht ausreichend, um eine 
Aussetzung des Verfahrens zu rechtfertigen. Fahrlässigkeit wird gesetzlich definiert als 
„Außerachtlassung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt.“  

Zudem ist entscheidend, ob die Norm, deren Tatbestandsvoraussetzung zwecks 
Erteilung bzw. Verlängerung des Aufenthaltstitels erfüllt sein muss, eine spezielle 
Regelung zur Versagung des Titels bei Begehung von Straftaten hat. So sieht § 25a 
AufenthG Absatz 3 (Aufenthaltserlaubnis für gut integrierte Jugendliche und junge 
Erwachsene) beispielsweise vor, dass die Aufenthaltserlaubnis nur versagt werden kann, 
wenn die antragstellende Person wegen einer im Bundesgebiet begangenen 
vorsätzlichen Straftat rechtskräftig verurteilt wurde, die mit einer Geldstrafe von 
mindestens 50 bzw. 90 Tagessätzen geahndet wird. 

Die Rechtsgrundlagen für Studien- und Forschungsaufenthalte umfassen keine 
speziellen Regelungen über die Versagung eines Aufenthalts bei einer strafrechtlichen 
Verurteilung. Hier gilt insoweit die allgemeine Regelung, nach der ein Aufenthaltstitel 
bereits bei einem minder schweren Delikt versagt werden kann. Auch die bei 
Forschenden und Studierenden vorrangig zu beachtende sogenannte REST-Richtlinie 
(EU) 2016/801 des Europäischen Parlaments und des Europäischen Rates bietet hier 
keine Abhilfe, denn auch sie sieht vor, dass die zuständigen Behörden Personen den 
Aufenthaltstitel entziehen oder verweigern können, die sie als Bedrohung der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit erachten.  

Während der Verfahrensaussetzung ist den Betroffenen eine Fiktionsbescheinigung 
auszustellen, sofern sie rechtzeitig vor Ablauf des Aufenthaltstitels dessen Verlängerung 
beantragt haben. Während des anhängigen Verfahrens haben die Betroffenen die 
Rechte, die ihnen mit ihrem regulären Aufenthaltstitel zustanden. Gleichwohl berichten 

https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__276.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__25a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__25a.html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32016L0801
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32016L0801
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viele von der praktischen Schwierigkeit, mit einer solchen Fiktionsbescheinigung einen 
Mietvertrag oder eine Arbeitsstelle zu erhalten. 

Als weiteres Problem melden die Betroffenen und ihre Rechtsbeistände den 
Informationsaustausch zwischen den Strafverfolgungs- und den Ausländerbehörden. 
Letztere sind meist zu Verfahrensbeginn gut informiert, allerdings wird von einzelnen 
Fällen berichtet, in denen Betroffene einen Rechtsbeistand engagieren müssen, um der 
Ausländerbehörde nachzuweisen, dass das Strafverfahren beendet wurde und der 
Einwanderungsprozess damit fortgesetzt werden kann.  

Lautet der polizeiliche Ermittlungsgrund „Unterstützung von Terrorismus“, kann die 
Ausländerbehörde überdies ein Ausweisungsverfahren einleiten. Wenn die betroffene 
Person ausgewiesen wurde, muss sie Deutschland grundsätzlich verlassen und darf für 
einen bestimmten Zeitraum nicht wieder einreisen. Dies gilt unabhängig davon, ob 
strafrechtliche Ermittlungen eingeleitet wurden oder eine strafrechtliche Verurteilung 
erfolgte.  

Ein Einbürgerungsverfahren wird ebenfalls ausgesetzt, wenn die Staatsanwaltschaft 
ermittelt, ob eine Straftat begangen wurde. Dies geschieht unabhängig davon, welche 
Konsequenzen im Falle einer Verurteilung drohen. Wird ein Einwanderungsverfahren zu 
Unrecht ausgesetzt, kann durch Erhebung einer sogenannten Untätigkeitsklage beim 
Verwaltungsgericht versucht werden, eine Entscheidung zu erzwingen. Im Fall einer 
Ausweisung muss Widersprucheingelegt oder Anfechtungsklage und ggf. Eilrechtsschutz 
beim Verwaltungsgericht erhoben werden. 
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Q3: Welche Konsequenzen hat die Teilnahme an einer verbotenen 

oder aufgelösten Versammlung für meinen Aufenthaltstitel? 

Die Teilnahme an einer verbotenen oder aufgelösten Versammlung 
stellt eine mit einer Geldstrafe behaftete Ordnungswidrigkeit dar. Der 

Rechtsverstoß kann insoweit auch ein Ausweisungsinteresse des Staates begründen. In 
diesem Fall sind die Erteilungsvoraussetzungen für eine Aufenthaltserlaubnis nicht 
länger gegeben. Da es sich hierbei jedoch um eine Ordnungswidrigkeit handelt, ist ein 
einmaliger Verstoß in der Regel nicht ausreichend um ein Ausweisungsinteresse 
anzunehmen, da die Geringfügigkeitsschwelle in der Regel nicht überschritten ist. Dies 
gilt jedoch nicht bei mehrfachen Verstößen und sollte von Personen beachtet werden, 
die bereits einmal wegen eines Rechtsvergehens belangt oder auffällig wurden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/versammlg/__29.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__54.html
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Q4: Haben Sanktionen der von mir als Studentin oder Dozentin 

besuchten Universität Konsequenzen für meinen Aufenthaltstitel? 

Von Hochschulen verhängte Sanktionen können negative 
Konsequenzen für einen Aufenthaltstitel haben, wenn dieser an das 

Studium oder Forschungstätigkeit gebunden ist. Bei einer Exmatrikulation der 
betroffenen Person kann der Zweck eines für ein Studium erteilten Aufenthaltstitels 
nicht mehr erfüllt werden. Die Aufenthaltserlaubnis kann auch nachträglich verkürzt 
werden, weil eine wesentliche Erteilungsvoraussetzung entfallen ist. Eine zum Zweck 
eines Hochschulstudiums gemäß § 16b AufenthG erteilte Aufenthaltserlaubnis erlischt 
in der Regel automatisch, sobald das Studium ohne Abschluss beendet wird. Die 
Exmatrikulation hat dann den sofortigen Verlust des Aufenthaltstitels zu Folge. 

Auch ein Hausverbot als Ordnungsmaßnahme wegen der Teilnahme an Protestaktionen 
oder ähnlichen Initiativen kann sich negativ auf den Aufenthaltstitel auswirken, da ein 
Präsenzstudium der betroffenen Studierenden damit de facto nicht mehr möglich ist. 
Ein temporäres Hausverbot ist jedoch nicht mit einem Studienabbruch gleichzusetzen 
und der Aufenthaltstitel erlischt nicht unmittelbar, selbst wenn er unter der Bedingung 
der Fortsetzung des Studiums erteilt wurde. Hier ist allenfalls eine Verkürzung des 
Aufenthaltstitels möglich. Da diese Entscheidung jedoch im Ermessen der Behörden 
erfolgt, ist fraglich, ob eine Verkürzung der Gültigkeit in diesem Fall rechtmäßig wäre.  

Gegen Ordnungsmaßnahmen der Universität kann zunächst mit einem Widerspruch 
vorgegangen werden, der grundsätzlich aufschiebende Wirkung haben sollte. Sofern 
dem Widerspruch nicht abgeholfen wird, kann Rechtsschutz beim Verwaltungsgericht 
begehrt werden. Ordnet die Universität Sofortvollzug an, empfiehlt sich ein Antrag auf 
Eilrechtsschutz.  

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__11.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__11.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/BJNR195010004.html#BJNR195010004BJNG000502311
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__7.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__7.html
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Q5: Ich besitze seit einigen Jahren die deutsche Staatsangehörigkeit 

oder habe eine doppelte Staatsangehörigkeit: Welche 

Konsequenzen haben strafrechtliche Ermittlungen im 

Zusammenhang mit meiner politischen Betätigung? 

Nach aktueller Rechtslage kann die Staatsbürgerschaft nur entzogen werden, wenn die 
Einbürgerung während der letzten zehn Jahre und rechtswidrig erfolgte. Dies ist der Fall, 
wenn sie durch vorsätzlich unrichtige oderunvollständige Angaben erwirkt wurde, zum 
Beispiel wenn der/die Antragstellende im Einbürgerungsverfahren eine strafrechtliche 
Verurteilung, eine Inhaftierung oder laufende strafrechtliche Ermittlungen verschweigt. 
In diesen Fällen sind die Ausländerbehörden gemäß § 35 StAG im eigenen Ermessen 
befugt, die Staatsbürgerschaft zu entziehen. Gelegentlich entscheiden 
Ausländerbehörden auch im eigenen Ermessen, einer Person die deutsche 
Staatsbürgerschaft zu entziehen, wenn diese „betrügerisch erworben“ wurde, da – so 
die Argumentation – der/die Antragsteller*in „innere demokratische Überzeugungen“ 
vorgetäuscht habe. Dies kann da geschehen, wo die Behörden bestimmte politische 
Bewegungen als unvereinbar mit deutschen Grundwerten betrachten. Ob die Person 
noch eine andere als die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, ist in diesem Fall nicht 
relevant, da Staatenlosigkeit einen Widerruf der gewährten Staatsbürgerschaft nicht 
ausschließt.  

Personen, die ihrer Solidarität mit Palästina Ausdruck verliehen haben, berichten 
insbesondere in Brandenburg und Sachsen-Anhalt von Unwägbarkeiten im 
Einbürgerungsverfahren. Die Einbürgerungstests dieser beiden Bundesländer umfassen 
explizit die Prüfung der Haltung der antragstellenden Person zur Frage des 
Existenzrechts des Staates Israel. Zwar findet dieses Prozedere bislang nicht bundesweit 
Anwendung, doch beinhaltet das deutsche Staatenangehörigkeitsgesetz die 
verpflichtende Erklärung des*der Antragsteller*in zur bedingungslosen Unterstützung 
jüdischen Lebens in Deutschland sowie zum „bedingungslosen Verbot der Führung eines 
Angriffskrieges“. Wer während des Einbürgerungsverfahrens das Existenzrecht Israels 
bestätigt, anschließend jedoch eine Position bezieht, die als im Gegensatz zu dieser 
Erklärung stehend ausgelegt werden kann, macht sich unter Umständen des 
„betrügerischen Erwerbs“ der deutschen Staatsangehörigkeit schuldig. In einem jüngst 
von den Berliner Behörden entschiedenen Fall wurde genau so argumentiert, um einer 
Person die Staatsbürgerschaft zu entziehen, die in der Öffentlichkeit die Hamas 
unterstützt hatte – obwohl das Bundesverfassungsgericht schon 2017 zu dem Schluss 
gekommen ist, dass eine rechtliche Abwertung eingebürgerter Deutsche gegenüber 
geborenen Deutschen die freiheitliche demokratische Grundordnung beeinträchtig. Die 
weitere Entwicklung wird zeigen, ob das Argument der „Täuschung“ vor Gericht noch 
Bestand hat.  

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/stag/__35.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stag/__10.html
https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/berlin-landesamt-einbuergerung-hamas-gefeiert-ruecknahme
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/EN/2017/01/bs20170117_2bvb000113en.html
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Q6: Ich wurde zu einer akademischen Veranstaltung in Deutschland 

eingeladen. Wann kann mir die Einreise versagt werden, und erhalte 

ich Informationen über die Gründe für das Einreiseverbot? 

Für die Einreise in den Schengen-Raum zum Zweck eines kurzen 
Aufenthalts benötigen Nicht-EU-Bürger*innen ein Visum oder eine 
Aufenthaltserlaubnis. Dabei können die Grenzbehörden eine Einreise oder Durchreise 
trotz gültigem Visum oder Aufenthaltstitel untersagen, wenn die Bundespolizei 
annimmt, dass die betreffende Person eine Bedrohung der öffentlichen Sicherheit in 
einem beliebigen Mitgliedstaat der EU darstellt. 

Eine solche Gefahr kann von den Grenzbehörden bereits dann unterstellt werden, wenn 
der Verdacht besteht, dass die betroffene Person eine Straftat begangen hat, 
unabhängig davon, ob von ihr weiterhin eine Gefahr ausgeht. Zudem kann die Einreise 
verweigert werden, wenn die betroffene Person im sogenannten Schengener 
Informationssystem (SIS) ausgeschrieben ist. Auf dieser Liste findet sich eine Person u.a., 
wenn ein Mitgliedstaat der EU der Ansicht ist, dass ihre Anwesenheit eine Gefahr für die 
öffentliche Ordnung oder für die öffentliche oder nationale Sicherheit im Hoheitsgebiet 
des Staates darstellt. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn die betreffende Person 
wegen einer „schweren Straftat“ in einem Mitgliedsaat (mit einem Mindeststrafmaß des 
Straftatbestands von einem Jahr Freiheitsstrafe) verurteilt wurde oder der begründete 
Verdacht besteht, dass sie eine schwere Straftat begangen hat oder konkrete Hinweise 
vorliegen, dass sie eine solche Straftat im Hoheitsgebiet eines EU-Mitgliedstaats plant. 
Während Volksverhetzung oder die Billigung von Straftaten nicht als schwere Straftaten 
eingeordnet werden, stellt die Unterstützung einer terroristischen Vereinigung im Sinne 
dieser Regelung eine schwere Straftat dar.   

Die Grenzbehörde muss die entsprechende Entscheidung begründen und die 
Begründung aushändigen. Dafür verwendet sie ein Standardformular. Eine 
Vorabinformation der Betroffenen bei Einreiseverweigerung erfolgt nicht. Ob eine 
Ausschreibung im SIS vorliegt, können Einreisende durch eine Auskunftsanfrage bei der 
im Mitgliedstaat registerführenden Behörde herausfinden. In Deutschland ist das 
Bundeskriminalamt (BKA) die dafür zuständige Stelle.  

Rechtsmittel:  
Gegen die Einreiseverweigerung kann Widerspruch bzw. Klage und Eilrechtsschutz bei 
den Verwaltungsgerichten eingelegt werden. Gegen die Ausschreibung im SIS kann 
ebenfalls beim Verwaltungsgericht vorgegangen werden.  

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:32016R0399#art_14
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:32016R0399#art_6
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:32016R0399#art_6
https://eur-lex.europa.eu/eli/dir/2008/115/oj/eng#art_11
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__130.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__139.html
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__129a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__113.html

